
Ein paar Gedanken zum Fusion
Festival
Von Felix Ruga

Das Fusion Festival 2022 ist gefeiert. Nach 3 Jahren Wartezeit ging es in
Lärz  endlich  wieder  rund und wahrscheinlich  sind auch die  Letzten der
Feiergemeinschaft bald auf dem Heimweg. Ich selbst habe das Musik- und
Theaterfestival vor 6 Jahren letztmalig besucht. In der Zwischenzeit hat sich
weltweit gesellschaftlich, sowie politisch einiges verändert und auch mein
Leben hat sich gewandelt und meine Politisierung hat an Kontur gewonnen.
All das führt dazu, dass ich nun auch mit einem anderen Blick auf das Fusion
Festival  sehe und einige  meiner  Gedanken darüber  hier  mit  euch teilen
möchte. Die Schilderung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, aber
vielleicht ist sie dennoch interessant, auch für Leute, die noch nicht dort
waren.
Die Fusion-Veranstalter_Innen sahen es bis vor ein paar Jahren vor, dass man
für das Festival keine Werbung in den sozialen Netzwerken machen, sondern
diese nur durch Mund-zu-Mund-Propaganda weitergetragen werden solle,
aber  spätestens  mit  der  drohenden  Bullenpräsenz  2019  und  der
darauffolgenden Hinwendung zur Öffentlichkeit, hat sich das eh gegessen,
also seht es mir nach.

Warum aber jetzt hier der Bericht über ein Musikfestival? Die Fusion gehört
zu den größten und beliebtesten Projekten der radikalen Linken in der BRD
und ist weit über die Bubble hinaus bekannt. Sie hat es geschafft, eine Masse
zu erreichen, in der sie ihre siebzigtausend Tickets nicht mehr einfach zum
Verkauf  preisgeben  kann,  sondern  stattdessen  verlost,  da  sie  ansonsten
innerhalb weniger Minuten vergriffen wären und jene mit gutem Internet
oder günstigen Arbeitszeiten schnell genug sind, während die anderen leer
ausgehen. So ein reges Interesse an linksradikalen Projekten ist schon etwas
Besonderes.  Auf  dem Festival  sind linke Inhalte und Werte in Form von
Symbolen,  Graffitis,  einigen  Bannern  und  der  allgemeinen  Ästhetik
zumindest sichtbar. Im Newsletter alle paar Monate stehen auch immer ein
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paar einleitende politische Worte und es gibt eine Handvoll links-politisch
ausgerichteter Workshops. In den ersten Jahren meiner Fusion-Besuche hat
es mich wirklich begeistert, endlich mal in einer großen Masse zu sein, die
das Linkssein offen zeigt und feiert. Das Gefühl, unter Gleichen zu sein. Dass
hierdurch viele Menschen mit linken Symbolen und Ansätzen etwas Positives
verbinden werden. Und auch dieses Mal hat es mir wieder einen guten Vibe
gegeben.  Doch  dazu  hat  sich  eine  gewisse  Bitterkeit  gesellt,  dass  die
politische Sphäre des Festivals letztendlich flach bleibt. Die Fusion selbst
hält es auch für sich offen, wie viel Spaßveranstaltung und wie viel politische
Veranstaltung sie ist. Sie bezeichnet sich selbst ja als „Ferienkommunismus“,
also als kurze Auszeit vom Kapitalismus, in der man zumindest kurz Utopie
spielen kann, auch wenn dieser Vorsatz spätestens beim Geld an Theken und
den Tickets zerbricht. Ich muss mich immer wieder daran erinnern: Es ist
nun mal ein Festival und kein Protestcamp.

Doch irgendwie hatte ich die leise Hoffnung, dass sich die vergangenen Jahre
positiv auf das politische Niveau und die inhaltliche Ausrichtung ausgewirkt
haben  könnten.  Während  massig  neue  und  noch  nicere  Bühnen
hinzugekommen  sind  und  mittlerweile  überall  die  Soundsysteme  super
klingen (vor allem das auf der Turmbühne war zum Niederknien!), wirken die
dominanten politischen Inhalte wie auf dem Stand von vor 6 Jahren stehen
geblieben.  Versteht  mich  nicht  falsch,  ich  finde  den  Kampf  für  offene
Grenzen, gegen rassistische Polizeigewalt oder Objektifizierung weiblicher
Körper  absolut  richtig  und wichtig  und diese sollen bleiben und vertieft
werden. Auch, dass die Solidarität mit Rojava sehr sichtbar auf dem Festival
war,  war  gerade  im Hinblick  auf  den  drohenden  Angriff  Erdogans  sehr
sinnvoll. Doch andere brennende Fragen, wie der Krieg in der Ukraine oder
die  sich  entfaltende  wirtschaftliche  Krise,  inklusive  Inflation,  sowie  die
katastrophalen  Auswirkungen  der  Corona-Pandemie  und  der  mit  ihr
einhergehenden Politik, wurden nicht wirklich aufgegriffen. Im Newsletter
standen  glücklicherweise  ein  paar  Zeilen  dazu,  doch  diese  waren  leider
etwas uneindeutig und auf dem Festival selbst war das Thema kaum sichtbar.
Neben dem „FUCK FRONTEX“ noch ein fettes „NO PUTIN NO NATO“ über
dem  Haupttresen  hätte  ich  stark  gefunden.  Möglicherweise  ist  diese
politische Vorsicht durch die momentane Diversität an linken Positionen zu



erklären, drückt aber dennoch ein größeres Problem aus: Der Kulturkosmos
und das Projekt „Fusion Festival“ ist gerade auf der Idee begründet, über die
Feierkultur verschiedene linke Strömungen zusammenzubringen (Sozusagen
zu  FUSION-ieren).  Doch  in  immer  komplizierteren  gesellschaftlichen
Verhältnissen  wird  es  zunehmend  schwieriger,  sich  auf  linksradikale
Gewissheiten zu verlassen, wenn es um die Lösung der oben angesprochenen
Probleme geht. Gerade der Ukrainekrieg und die Coronapolitik haben die
gesellschaftliche Linke auf eine heftige Probe gestellt und zersplittert, sodass
keine gemeinsame Antwort hörbar wurde. Vor diesem Probleme stehen auch
die Kollektive rund um das Festival und den einzelnen Bühnen. Gerade hier
liegt  aber  auch  die  Chance,  durch  klare  Positionierungen  zu  aktuellen
Entwicklungen, die Diskussion über diese zu starten und linken Debatten
einen Raum zu öffnen.

Eine Frage, die sich mir beim Tanzen auf dem Querfeld sonntagmittags, also
schon mit der Heimfahrt im Nacken, ganz besonders gestellt hat: Was ist
eigentlich los, dass das vielleicht gehypteste Projekt der radikalen Linken in
der BRD gerade ein Projekt wie die Fusion ist? Dazu gibt es sicherlich so
viele Antworten wie Menschen, die sich auf ein Ticket für dieses Festival
bewerben. Die einfachste und unmittelbarste Antwort ist sicherlich, dass der
Kulturkosmos und alle Orgas drumherum auf jeden Fall  sehr gute Arbeit
dabei machen, ein wirklich geniales Festival auf die Beine zu stellen. Alle, die
nach einem Besuch bei der Fusion mal auf einem üblichen kommerziellen
Festival waren, werden verstehen, was ich damit meine. Dabei spielt eine
linke Haltung schon eine Rolle: Es wird nicht in jeder menschlichen Not eine
mögliche  Geldquelle  gesehen,  durch  ein  grundsätzlich  positives
Menschenbild werden einem viele Freiheiten gelassen und die Stimmung ist
weitestgehend  solidarisch  und  tolerant  gegenüber  allem,  worüber
Konservative  die  Nase rümpfen würden.  Doch ist  das  schon Politik?  Ich
denke,  eine  „Stärke“  gegenüber  allen  möglichen  anderen  Projekten  der
radikalen Linken ist es, dass das „Festival-Medium“ gerade keine politische
Haltung  voraussetzt  und  auch  nicht  notwendigerweise  nach  sich  zieht.
Dadurch werden linke Räume auch für Leute interessant und zugänglich, die
nicht bereits Teil der Szene sind. Hinzu kommt, dass linke Werte in eine
Form gepackt werden, die im Kapitalismus problemlos konsumierbar ist. Es



scheint,  als  gäbe es ein weit  verbreitetes Bedürfnis,  miteinander endlich
solidarisch und genussvoll zu sein. Dass die Welt mal geheilt ist von spitzen
Ellenbogen und Kettenstriemen. Wenigstens für ein paar Tage im Jahr. Und
dass dies auch Menschen anzieht, die normalerweise nicht so viel mit linker
Politik zu tun haben, verwundert mich nicht – schließlich betreffen uns die
kapitalistischen Besitzverhältnisse und ihre Folgen alle,  ob bewusst  oder
unbewusst. Ohne Zweifel ist ein Teil der Antwort auf die Frage: Die Fusion
kann  ein  Bedürfnis  befriedigen,  was  der  Kommerz  bisher  noch  nicht
befriedigen  konnte.  Mal  sehen,  was  da  noch  kommt.

Etwas verkatert fahre ich Sonntagnacht durch das verregnete Brandenburg
wieder zurück nach Berlin.  Beim inneren Ordnen der  vergangenen Tage
kommt mir nochmal die Frage von mittags auf. Und diese stellt eine weitere
Frage: Wie kommen wir zu Projekten, die ähnlich erfolgreich,  aber eben
keine Festivals sind, sondern politischer Ausdruck im eigentlichen Sinne?
Darauf kann ich jetzt hier keine schnelle Antwort geben, aber sicherlich wird
es eine Rolle spielen, dass man dazu in der Lage ist, dabei ein unmittelbares
Interesse befriedigen zu können. Und eine Bewegung, die Siege einfährt oder
den Eindruck erweckt, dies perspektivisch zu schaffen, würde das auf jeden
Fall  tun.  Nach  meinem  Ausstieg  am  Ostbahnhof  warte  ich  auf  meinen
Nachtbus.  In  etwas Entfernung schreit  minutenlang eine Frau sehr laut.
Scheinbar im Wahn, vielleicht auch im Recht. Eine Gruppe Bullen ziehen sich
ihre Quarzhandschuhe über und springen in ihre Wanne, die sich gleich auf
den Weg macht. Währenddessen streiten sich vor mir die Taxifahrer, wer nun
zuerst die wartenden Leute einlädt. „Ja“, denke ich mir, „eine Bewegung, die
Siege einfährt. Das wäre was.“

G7-Proteste  –  eine  nüchterne
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Bilanz ist nötig
Wilhelm Schulz und Jaqueline Katharina Singh

Olaf  Scholz  und  Co.  feierten  den  G7-Gipfel  der  westlichen  Staats-  und
Regierungschefs  als  harmonische,  geradezu  weltoffene  Veranstaltung  für
Demokratie,  Menschenrechte,  soziale  und ökologische Vorsorge.  Ganz zu
offen war es dann natürlich doch nicht. Knapp 18.000 Polizist:innen wurden
zum Schutz des G7-Gipfels in der Region Werdenfelser Land (Oberbayern)
stationiert.  Es  glich  einem  Belagerungszustand.  Mit  Maschinenpistolen
ausgestattete Polizist:innen standen hinter Nato-Stacheldrahtzäunen, ständig
erfolgten  Polizeikontrollen,  Geschäfte  mussten  für  den Protest  schließen,
Autobahnabsperrungen wurden verfügt. Mindestens 170.000.000 Euro soll
allein der Polizeieinsatz gekostet haben.

Dessen Umfang entspricht dem von 2015, dem letzten G7-Gipfel in Elmau.
Trotz ähnlicher Anzahl erschien die Polizeipräsenz angesichts der schwachen
Mobilisierung stärker.

Allerdings besaß die Präsenz eine größere Akzeptanz in der Öffentlichkeit.
Schon während der Pandemie wurde polizeiliche Überwachung zunehmend
und weit über deren Bekämpfungsmaßnahmen hinaus verstärkt. Der Krieg in
der Ukraine dient zusätzlich als Rechtfertigung dieses Zustandes, zumal die
Politik von G7 und NATO zu einem „demokratischen“ Eingreifen verklärt
wird.

Eine  verschärftes  Polizeiaufgabengesetz,  ständige  Kontrollen,
Einschränkungen  der  Versammlungsfreiheit  bis  hin  zu  abstrusen
Fahnenregeln,  Flyerverboten,  Angriff  wegen  Verknüpfung  von
Transparenten, Polizeipräsenz bei linken Veranstaltungen im Vorfeld gehören
mittlerweile schon fast zum „Normalzustand“ der deutschen Demokratie, und
zwar nicht nur in Bayern oder bei G7-Gipfeln.

Sicherlich schüchterte die schon im Vorfeld angedrohte massive Repression
Menschen ein und wirkte demobilisierend. Das erklärt aber keineswegs die
enttäuschend geringe Beteiligung an allen Aktionen. Im Folgenden wollen
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wir auf einzelne eingehen, um am Ende die Frage zu beantworten, worin die
zentralen Gründe für die schwache Mobilisierung lagen.

Großdemo mit 6.000 Teilnehmer:innen?
Die von den NGOs angekündigte „Großdemo“ mit Start und Ziel auf der
Münchener Theresienwiese blieb am Samstag, den 25. Juni, weit unter den
Erwartungen.  Die  Mehrheit  der  rund 6.000 Teilnehmer:innen wurde von
verschiedenen antikapitalistischen, antiimperialistischen, sozialistischen und
kommunistischen Gruppierungen mobilisiert. Die Masse der NGOs blieb aus.

Dabei hatten diese im Vorfeld die politische Ausrichtung der Demonstration
am 25.  Juni  an  sich  gerissen,  alle  politischen  Parteien  und  radikaleren
Gruppierungen aus dem Träger:innenkreis, der Festlegung des Aufrufes und
auch weitestgehend aus der Mobilisierung zur Demo gedrängt.

Dieses  bürokratische  und  undemokratische  Manöver  hatte  nicht  nur  die
Gesamtmobilisierung erheblich geschwächt und behindert. Der Verzicht auf
eine grundlegende Ablehnung der G7, das Ausweichen vor der Kriegsfrage
und die Anbiederung an die Mächte der Welt, die im Aufruf deutlich wurde,
erwiesen sich als politischer Rohrkrepierer.

Einige der NGOs und Gruppen der sog. Zivilgesellschaft dürften schon im
Vorfeld ihre Mobilisierung faktisch eingestellt haben. Andere wie Fridays For
Future scheinen sich selbst im Spannungsverhältnis zwischen Pressuregroup
der  grünen  Regierungspartei  und  sozialem  Faktor  auf  der  Straße  zu
zerlegen. So konzentrierte sich FFF auf eine Kleinstdemo am Freitag mit
einigen  100  Teilnehmer:innen,  die  unabhängig  von  anderen  Protesten
stattfand,  und  war  kaum  sichtbar  auf  der  Großdemo.

FFF mutierte von einer Streikbewegung zu einer Eventorganisation. Obwohl
es auf dem Papier Unterstützer:in der Gegenproteste war, konnte kaum von
einer öffentlichen Mobilisierung die Rede sein. Bis auf einzelne bekannte
Gesichter am Samstag und eine kleine eigene Aktion am Freitag mit knapp
300 Teilnehmer:innen war  FFF nicht  präsent.  Scheinbar  liegt  der  Fokus
aktuell  auf  einer  Unterstützung  der  Embargos  gegen  den  russischen



Imperialismus,  anstatt  die  eigene  Regierung  und  ihre  zerstörerische
Umweltpolitik  anzugreifen.

Auffällig war nicht nur, dass die NGOs zahlenmäßig gering vertreten waren,
sondern  auch  die  Abwesenheit  anderer  Parteien,  die  sonst  auf  solchen
Protesten anzutreffen waren. Während bei den letzten Gipfelprotesten auch
Teile  der  Grünen und sogar  der  SPD teilnahmen,  so  ist  ihr  Fernbleiben
einfach  durch  die  Einbeziehung  in  die  Ampelkoalition  sowie  die
Unterstützung  deren  Kurses  zu  erklären.  Ähnliches  gilt  auch  für  die
Gewerkschaften. Der sozialpartner:innenschaftlichen Anbindung an die SPD
wurde durch die Pandemie kein Abbruch getan und auch jetzt werden die
Kosten  des  Krieges  auf  dem  Rücken  der  Lohnabhängigen  stumm
mitgetragen. Vereinzelt sah man ver.di- und GEW-Mitglieder aus München,
aber eigene Blöcke oder gar Lautsprecherwagen waren nicht zu finden. Dies
ist  nicht  verwunderlich,  da  diese  bereits  während  der  Vorbereitung  mit
Abwesenheit glänzten.

Die NGOs haben in diesem Jahr die Spaltung der Gegenproteste erreicht. Sie
weigerten sich mit fadenscheinigen Argumenten, gemeinsam mit sämtlichen
Parteien  und  allen  subjektiv  revolutionären  Organisationen  sie  zu
organisieren.  Als  NGOs  dürften  sie  keinen  Widerstand  gegen  den  Staat
organisieren. Solche Argumente tauchen inmitten einer Krise der Linken und
Arbeiter:innenbewegung auf!

Warum galten diese Einwände bei vergangenen Gipfelprotesten nicht? Sie
stellen  nichts  anderes  dar  als  den Versuch,  den Widerstand konform zu
lenken und jene, die nach einer Perspektive gegen und nicht mit den G7
suchen,  ruhigzustellen.  Gesagt,  getan.  Das  Ergebnis  war  ein  doppeltes.
Einerseits  wurde  die  Desorganisation  der  Linken  dadurch  befeuert,
andererseits die Aussicht auf eine größere Mobilisierung bewusst aufs Spiel
gesetzt. Die Entscheidung, dass die G7 zu beraten statt zu bekämpfen sind,
liefert die Erklärung für diese Entwicklung. Die NGOs haben sich so als
Erfüllungsgehilfinnen  einer  gesamtgesellschaftlichen  Entwicklungstendenz
präsentiert. Die „Zivilgesellschaft“, für die sie einzustehen versuchen, stellt
eben nichts weiter als einen Hofstaat jener Klassengesellschaft voller sozialer
Gegensätzlichkeiten  dar.  Ebenjene  ist  es,  die  im  letzten  Jahrzehnt  nach



rechts rückte. Sich in ihrer Mitte zu positionieren, erzwingt die Bekämpfung
oder zumindest das Ausbremsen radikaler Kräfte. Der Fördertropf an dem sie
hängen,  bildet  die  materielle  Hintergrundfolie  einer  ideologischen
Kapitulation.

Wie verliefen die Aktionen?
Während die Hoffnungen im Vorhinein nicht allzu groß waren, so geriet die
Realität mit nur 6.000 Teilnehmer:innen noch bitterer. Als positives Moment
bleibt zu bemerken, dass sich die Demonstrierenden trotz ihrer inhaltlichen
Differenzen gegenüber der Polizeirepression solidarisch verhielten. Als die
Cops  ohne  ernsthaften  Grund  bei  der  Abschlusskundgebung  den
antikapitalistischen Block angriffen, solidarisierten sich die Sprecher:innen
von der Bühne dagegen und riefen die Polizei auf, sich zurückzuziehen. Sie
akzeptierten die Spaltung in „gute“ und „schlechte“ Demonstrierende nicht.

Man würde sich an der Stelle mehr wünschen, aber viel Besseres gibt es
auch nicht zu berichten.

Leider blieben auch die Aktionen in Garmisch selbst deutlich hinter jenen von
2015  zurück.  Dabei  haben  viele  Genoss:innen  und  Aktivist:innen  ihre
gesamte Energie dafür aufgebracht, ein Camp mit geringsten Ressourcen auf
die  Beine  zu  stellen.  Sie  haben  gekocht,  Nachtwachen  afgestellt,  ein
Workshop- und Kulturprogramm organisiert und einiges mehr. Doch leider
blieben Tausende fern. Das Camp trug eher den Charakter eines alpinen
Urlaubsprogramms als einer Koordinationszentrale des Kampfes gegen den
G7-Gipfel. Wenige hundert Menschen übernachteten vor Ort.

Die größte Aktion, die von ihm ausging, war die Demonstration am 26. Juni.
Das Bündnis „Stopp G7 Elmau“ rief dazu auf. Etwa 1.500 Teilnehmer:innen
folgten dem Aufruf. Dominiert wurde die Demonstration von verschiedensten
antiimperialistischen Kräften. Ihre Überrepräsentanz ist dabei nicht in erster
Linie Ausdruck ihrer Stärke, sondern, wie beschrieben, einer allgemeinen
Defensive. Teile der Demonstration wurden von der Polizei durchgehend im
Spalier „begleitet“. Bereits vor Beginn wurde deutlich, dass der Protest zu
nicht viel mehr als einem Ausdruck symbolischen Widerstands gegen den



Gipfel des Kapitals geraten würde.

Noch deutlicher wurde dieser rein symbolische Charakter am Montag, dem
27. Juni. An dem Tag nahmen zusätzlich 50 Personen unter Polizeigeleit an
einer  kleinen Protestkundgebung außerhalb der  Hör-  und Sichtweite  des
Gipfels  statt.  Die  Polizei  führte  erniedrigende  Leibesvisitationen  bei  den
Teilnehmer:innen  durch  und  agierte  dabei  übergriffig,  konfiszierte
Gegenstände wie Marker, die mit Sicherheit keinerlei Bewaffnungen oder
Ähnliches darstellen. Ebenso fand ein Sternmarsch statt. Aufgeteilt auf eine
Wanderroute und Fahrradtour nahmen 100 Teilnehmer:innen den Marsch in
die oberbayrischen Alpen auf.

Linke, Krise Globalisierung
Doch die zahlenmäßig schwachen Proteste gegen den G7-Gipfel sind freilich
nur die  Spitze des Eisbergs.  Unter  dem Wasserspiegel  verbirgt  sich der
desaströse Zustand der Linken und Arbeiter:innenbewegung in der heutigen
Zeit, die enorm zugespitzte proletarische Führungskrise eben.

Dieser wurde mittels Fokussierung auf Eventmobilsierungen wie „Blockupy“,
„Castor schottern“ oder „Tag X“ versucht zu überdecken. Angesichts der
heutigen Lage waren dies reine Heerschauen und Selbstbeweihräucherung
linker Organisationen, die sich in Stärkeposition wähnten. Sie waren reine
Symbolproteste. Aktivist:innen konnten sich an ihren Symbolen stärken oder
scheitern, aber sie erkämpften keine realen Verbesserungen für die Klasse
und  schafften  es  nicht,  inhaltliche  Differenzen  innerhalb  der  Radikalen
Linken  zu  klären.  Vielmehr  formten  diese  Stunts  eine  Fassade,  die  den
Zustand  der  Ratlosigkeit  zu  überdecken  versuchte.  Prominente  Beispiele
dafür bilden Interventionistische Linke und vor allem die Linkspartei.

Über  Jahre  blieben in  der  Deutschen Linken ernsthafte  programmatisch-
strategische  Debatten  zu  den  Aufgaben  gegen  den  vorherrschenden
Rechtsruck, den erstarkenden Nationalismus angesichts des aufkochenden
Kampfes um die Neuaufteilung der Welt und der Krise aus. So wie viele
während der Pandemie darauf hofften, dass diese an ihnen vorbeiginge, ohne
darauf eine politische Antwort geben zu müssen, so flehen andere wiederum,



dass der Krieg um die Neuaufteilung der Welt bald vorbei sein möge.

Fast schon folgerichtig war die Interventionistische Linke auf keiner einzigen
Blockade oder Demonstration als Kraft sichtbar. Die Linkspartei schaffte es,
ihren Krisenparteitag parallel zum Gipfel stattfinden zu lassen und nur in
kleinster Form ihres bayrischen Landesverbandes aufzutreten. Selbst dieser
war ein Schatten seiner selbst.

Während manche Kräfte das Fernbleiben dieser Akteur:innen als Fortschritt
feiern, das den Protest „radikal“ erscheinen lasse, ist die Realität doch eine
andere.  Durch  die  geringe  Mobilisierung droht  der  Gegenprotest,  in  die
Bedeutungslosigkeit zu schwinden und mit ihr die Debatte um den Inhalt.

Für eine Strategie- und Aktionskonferenz
Das Fernbleiben dieser Kräfte ist dabei Resultat ihrer eigenen Schwäche. Die
unzählbaren Krisen, die Veränderung unserer Kampfbedingungen in Zeiten
der Pandemie und Kriegseuphorie zeigen auf, dass die reine Fokussierung
auf einzelne Aspekte reine Feuerwehrpolitik bleibt. Sie weicht der Frage aus,
wie  dieser  Totalität  des  Elends  ein  Ende  gesetzt  werden  kann.  Noch
schlimmer: Sie leugnet deren Notwendigkeit. Somit kam und kommt es zum
Unterordnen  unter  die  jeweiligen  Führungen  der  Bewegungen,  seien  es
bürgerliche Kräfte bei der Umweltbewegung bzw. gegen Rechtsruck oder
ökonomist i sche  Nachtrabpol i t ik  be i  gewerkschaf t l i chen
Auseinandersetzungen.

Damit wurde nicht nur verpasst, Kämpfe erfolgreich zu führen, sondern auch
aus Niederlagen zu lernen.

Angesichts  dieser  schwachen  Mobilisierung  ist  zu  diskutieren,  welche
Aufgaben  sich  Internationalist:innen,  Antiimperialist:innen  und
Antikapitalist:innen in  dieser  Zeitenwende stellen,  um zumindest  größere
Teile der Avantgarde der Arbeiter:innenklasse gegen die Neuorientierung
der  westlichen  Imperialismen  im  Kampf  gegen  die  russischen  und
chinesischen  Widersacher  programmatisch  und  praktisch  in  Stellung  zu
bringen. Es ist Aufgabe der teilnehmenden Organisationen, einen offenen



Austausch um die Kampfperspektive inmitten der Defensive zu führen. Wir
brauchen eine Strategie- und Aktionskonferenz im kommenden Herbst. Wir
richten diesen Appell insbesondere, aber natürlich nicht nur an jene Kräfte,
die an der Demonstration teilgenommen haben: DKP, SDAJ, MLPD, REBELL,
Föderation  klassenkämpferischer  Organisationen,  Zora,  Perspektive
Kommunismus, Atik, Young Struggle, Neue Demokratische Jugend, Partizan,
Atif,  Kuhle  Wampe,  Karawane,  Klasse  gegen  Klasse,  die  Sozialistische
Alternative.

Amber Heard vs. Johnny Depp –
Was der Gerichtsprozess zweier
Megastars  mit  der  weltweiten
feministischen  Bewegung  und
dem Patriarchat zu tun hat
Von Leonie Schmidt

In den letzten Wochen führten Johnny Depp und Amber Heard vor den Augen
der Welt einen Prozess zum Thema häuslicher Gewalt in deren Ehe. Für die
Öffentlichkeit war schon vor Beginn klar, dass Heard die Täterin sei und der
Hashtag #justiceforjohnny trendete in allen möglichen sozialen Netzwerken.
Wir wollen uns in diesem Beitrag nicht abschließend auf eine Seite stellen,
möchten aber beleuchten, wo wir im Prozess selber ungeklärte Fragen sehen
und insbesondere, inwiefern dieser Prozess richtungsweisend für zukünftige,
ähnliche  Fälle  ist.  Denn  eigentlich  müsste  uns  so  ein  Prozess
millionenschwere Celebrities wenig interessieren. Doch er ist ein Symbol für
das weltweite Rollback gegenüber Frauen und LGBTIA-Personen. Nicht nur
der Prozess selber und das gefällte Urteil, auch die Reaktionen insbesondere
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im Netz zeichnen ein klares Bild.

Hintergründe des Prozesses
n dem Prozess selber ging es nicht, wie von vielen angenommen, um die
Frage, wer in der Beziehung von Heard und Depp mehr Gewalt ausgeübt hat
und  den  manipulativeren  Part  ausgeführt  hat,  sondern  darum,  ob  Depp
überhaupt jemals Gewalt gegen Heard ausgeübt hat. Diese hatte das nämlich
in einem anonymen Artikel geschrieben, welcher 2018 in der Washington
Post  veröffentlicht  wurde.  Daraufhin  verklagte  Depp  die  britische
Boulevardzeitung  „The  Sun“,  welche  ihn  in  einem  Artikel  bzgl.  Heards
anonymen  Berichts  als  „Frauenschläger“  bezeichnete.  Im  damaligen
(britischen) Gerichtsprozess wurde Depp in 12 von 14 Anklagepunkten der
häuslichen  Gewalt  schuldig  gesprochen.  Da  er  damals  aber  nicht  Heard
sondern nur die Zeitung verklagte, konnte er in diesem Jahr gegen sie in den
USA vor Gericht ziehen.

Ein fairer Prozess?
Wenngleich die Jury in den USA von der Öffentlichkeit abgeschirmt wird, um
dafür  zu  sorgen,  dass  keine  Meinungsbildung  manipuliert  werden  kann,
wurde bereits vor Prozessbeginn mächtig Stimmung im Netz gegen Amber
Heard  gemacht.  Die  „crazy  ex  Girlfriend“-Rhetorik  wurde  immer  wieder
ausgegraben. Beweise von Heard wurden von den Richtern nicht zugelassen
(bspw. medizinische Dokumente, die ihre Verletzungen über einen Zeitraum
seit 2012 dokumentieren) und trotz ihres Erfolgs und Status‘ zeichnet sich
ganz klar  ab,  dass sie  weniger Geld für ihr  Anwaltsteam locker machen
konnte. Auch wurde sie bereits mit Morddrohungen bombardiert und wir
können uns sicher sein, dass das mit jedem passiert, der für sie aussagt, de
facto zum Beispiel mit ihrer Schwester. Auf der anderen Seite haben wir
Johnnys Zeugen,  viele  aus seinem beruflichen Umfeld,  die  natürlich ihre
Karriere  in  Hollywood  nicht  gefährden  wollen.  Des  Weiteren  darf  der
Altersunterschied nicht außenvorgelassen werden, Amber war Mitte 20 zu
Beginn  ihrer  Beziehung,  Johnny  bereits  Ende  40.  Ebenso  war  er  stark
drogen- und alkoholabhängig, wobei der Rausch durchaus zu Gewaltexzessen



führen kann, an die man sich möglicherweise nicht mehr erinnern kann. Es
existieren Mitschnitte, aber auch die können natürlich manipuliert sein, nicht
per  se  durch  den  Schnitt,  aber  wenn  eine  Partei  sich  zur  Aufnahme
entscheidet  und die andere nicht  davon weiß,  kann sich die  Person,  die
aufnimmt, anders verhalten und somit in ein besseres Licht rücken. Hinzu
kommt, dass Johnny Depp mit anderen mutmaßlichen Tätern gut befreundet
ist,  bspw.  Marilyn  Manson  und  Roman  Polanski.  Ebenso  wurden  Chat-
Verläufe  mit  Vergewaltigungs-  und  Mordfantasien  von  Depp  gegenüber
Amber  Heard  öffentlich,  welche  auf  eine  misogyne  Grundeinstellung
schließen  lassen  können.

Im Prozess konnte geklärt werden, dass auch Amber gewalttätig gegenüber
Johnny  war,  aber,  was  viele  nicht  sehen  wollen,  die  Frage  des
Machtverhältnisses innerhalb der Beziehung und vor allem der Kontext für
die Gewalt bleibt ungeklärt. Es ist nicht ungewöhnlich, dass bei Betroffenen
häuslicher Gewalt auch mal alle Stricke reißen nach jahrelangem Missbrauch
und  sie  wortwörtlich  zurückschlagen.  Das  wird  auch  als  reactive  abuse
bezeichnet, ist ein natürlicher Verteidigungsmechanismus des Körpers auf
Situationen,  die  als  lebensbedrohlich  wahrgenommen  werden  (Stichwort
fight or flight) und ist schon bei vielen Betroffenen aufgetreten. Ob das in
diesem Fall so war, können wir aus unserer aktuellen Position heraus nicht
bewerten. Aber auch ein bürgerliches Gericht kann und will  diese Frage
nicht  ausdifferenzieren.  Dafür  müssten  nämlich  noch  weitere
gesellschaftliche Hintergründe mit einbezogen werden: das Patriarchat.

Was hat das Patriarchat jetzt damit zu tun?
Das Patriarchat und die Klassengesellschaft gehen Hand in Hand und prägen
unser  Leben.  Es  sorgt  für  die  Unterdrückung  von  Frauen  und  queeren
Personen, drückt uns in Rollenbilder, um die bürgerliche Familie und somit
die Reproduktionsarbeit ins Private zu drängen und aufrecht zu erhalten.
Und  es  macht  es  Betroffenen  geschlechtsspezifischer  Gewalt  besonders
schwer,  gegen die  Täter  vorzugehen.  Besonders  stark  zeigt  sich  dies  in
Fällen sexualisierter Gewalt, wo die Dunkelziffer und die verurteilten Täter
unfassbar  stark  auseinander  gehen.  Aber  auch  die  Reaktion  der



Öffentlichkeit hat etwas damit zu tun. Im Fall Heard vs. Depp wurde Amber
Heard vorgeworfen, sich nicht wie ein richtiges Opfer häuslicher Gewalt zu
verhalten,  sie  habe  geschauspielert.  Allein  die  Vorstellung,  ein  Opfer
patriarchaler Gewalt müsse sich auf eine bestimmte Art und Weise verhalten,
ist  zutiefst  misogyn.  Hinzu kommt die Hetze,  welcher sie sich ausliefern
muss. Wie schon so oft bewiesen, bekommen Täter in Hollywood nicht einmal
ansatzweise so viel  Hass ab,  wenn überhaupt.  Aber auf  Plattformen wie
Tiktok wurde sich über sie und ihre Aussagen, in welcher sie auf potentiell
retraumatisierende Art und Weise den Missbrauch schildert,  wortwörtlich
das Maul zerrissen. Die Kommentare bezogen sich aber nicht nur darauf,
sondern  auch  auf  ihr  Aussehen,  ihre  schauspielerische  Tätigkeit,  ihre
mentale Gesundheit und außerdem ignoriert der wütende Internet-Mob, dass
auch Depp in diesem Prozess ebenfalls schuldig gesprochen wurde.

Mentoo oder Metoo?
Johnny  Depp  gilt  aktuell  als  Paradebeispiel  für  männliche  Betroffene
häuslicher Gewalt. Es ist richtig und wichtig, dass auch Feminst_Innen sich
einsetzen müssen für Männer, die Gewalt in Beziehungen erleben. Dass diese
oft  belächelt  werden,  weil  sich  so  ein  „richtiger  Mann“  nicht  verhalten
würde, ist ein Fakt und zu kritisieren (und ebenfalls in den patriarchalen
Rollenbildern  verwurzelt).  Doch trotzdem sind  Frauen in  heterosexuellen
Beziehungen viel  öfter  Gewalt  (und besonders  schwerwiegender  und vor
allem  oftmals  auch  tödlicher  Gewalt)  von  Männern  ausgesetzt  und  der
Gerichtsprozess führt nicht dazu, dass männliche Opfer im großen Rahmen
gestärkt werden, sondern vor allem, dass männliche Täter ihre weiblichen
Opfer besser zum Schweigen bringen können. Incels pochen bereits darauf,
wie großartig der Ausgang doch sei, dass sie jetzt ein Paradebeispiel haben,
welches  beweist,  dass  Frauen  sich  ihren  Missbrauch  für  ein  bisschen
Aufmerksamkeit, Erfolg und Geld einfach nur ausdenken würden. Marilyn
Manson zum Beispiel  plant  nun ebenfalls,  seine Ex Rachel  Wood wegen
Verleumdung zu verklagen. Aber es bleibt nicht bei den prominenten Fällen.
Fakt ist: es gibt jetzt einen Präzedenzfall, bei dem selbst die Aussage, man
habe häusliche und/ oder sexualisierte Gewalt erfahren, ohne den Namen des
Täters zu nennen, schon als Verleumdung und somit Straftat gilt. Leider ist



das Urteil jedoch nicht verwunderlich, denn Rechte von Frauen und LGBTIA-
Personen werden in den letzten Jahren immer wieder angegriffen, erkämpfte
Rechte zurückgenommen – wie aktuell auch ebenfalls in den USA: die Frage
nach  der  körperlichen  Selbstbestimmung  bezüglich  Verhütung  und
Abtreibung. Das Rollback kommt nicht einfach so, es ist eng verwurzelt mit
der Wirtschaftskrise, in welcher wir uns aktuell wieder einmal befinden.

Unsere Perspektive
Wir glauben nicht,  dass der bürgerliche Staat in der Lage ist,  Fälle von
häuslicher und sexualisierter Gewalt angemessen aufzuklären, daher fordern
wir:

Unabhängige Gremien bestehend aus Arbeiter_Innen, gesellschaftlich
Unterdrückten und Jugendlichen zur Aufklärung dieser Taten und zur
Entscheidung über Konsequenzen und mögliche Aufarbeitungen
ständige  Thematisierung  von  Konsens  und  Aufklärung  über
geschlechtsspezifische  Gewalt  in  Schule  und  der  gesamten
Gesellschaft
Ausbau von Beratungsstellen und Zufluchtsorten für Betroffene von
Beziehungsgewalt
Aufbau von Selbstverteidigungskomitees für FLINTA

Zwei längere Texte, in welchen wir uns ausführlich damit beschäftigen, wie
wir gegen sexualisierte Gewalt kämpfen wollen, findet ihr hier:

Was tun mit all den Tätern?

Kampf gegen sexuelle Gewalt an Frauen: abseits des Staats, gegen ihn
oder mit ihm?

https://onesolutionrevolution.de/was-tun-mit-all-den-taetern/
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Die Rückkehr der Inflation
Bei Inflation geht es um eine allgemeine und längerfristige Steigerung der
Preise, die nicht nur einen bestimmten Sektor, sondern wesentliche Bereiche
sowohl für den Massenkonsum als auch für Investitionsgüter betrifft.  Die
Preissteigerungen fressen ein tiefes Loch in unsere Geldbeutel oder Konten.
Längst  können  die  geringen  Lohnzuwächse  und  Rentenerhöhungen  die
Einkommensverluste nicht mehr auffangen. Betraf hohe Inflation bis vor der
Pandemie  und  der  globalen  Rezession  vor  allem  die  Menschen  in  den
Ländern des „globalen Südens“, also den von den führenden kapitalistischen
Mächten und deren Kapitalen beherrschten Staaten, so ist sie längst zum
Alltag für die gesamte Arbeiter_Innenklasse auch in den imperialistischen
Ländern  geworden.  Der  Krieg  um  die  Ukraine  wirkt  dabei  als
Brandbeschleuniger.

Die bisherigen Zahlen

Die Preise für Waren insgesamt erhöhten sich von März 2021 bis März 2022
um 12,3 %. Damit liegen sie höher als der Verbraucherpreisindex. Besonders
stark stiegen die Preise für Energieprodukte, die im März 2022 um 39,5 %
über dem Niveau des Vorjahresmonats lagen. Den zweiten Faktor, der zur
aktuellen Inflation beiträgt, sind die Preise für Nahrungsmittel. Sie erhöhten
sich im März 2022 gegenüber dem Vorjahresmonat um 6,2 %. Besonders
betroffen sind Gemüse und Speiseöle.

Wieso gab es bis vor kurzem scheinbar keine Inflation?

In den 2000er Jahren sank die Produktivität der Weltwirtschaft, was sich u.a.
in  der  Bildung  von  Finanzblasen  (beispielsweise  im  Immobilienmarkt)
auszeichnete. Als diese Blase 2008 platzte und eine weltweite Finanzkrise
auslöste,  konnte  diese  nur  mit  einer  extremen  Senkung  der  Zinsen
abgefangen werden. Eine Ausdehnung der Kredite und damit der Geldmenge
führt normalerweise zu einer Inflation. Dies war aber in den 2010er Jahren
aus folgenden Gründen nicht der Fall:

Senkung des Werts der Waren infolge von Produktivitätssteigerung,
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Ausdehnung des  Welthandels  und des  Kapitalexportes  (Stichwort:
Wachstumsmotor China)
Stagnat ion  der  Löhne  und  E inkommen  während  der
„Antikrisenpolitik“ auch in den kapitalistischen Zentren.
Sicherung  der  Anlagen  überschüssigen  Finanzkapitals  in  den
imperialistischen  Zentren  und  damit  schon  vor  der  Coronakrise
Abfluss aus den sog. Schwellenländern.

Der  letzte  genannte  Punkt  sorgte  dafür,  dass  die  Inflation  in  Ländern
außerhalb der kapitalistischen Zentren bereits vor der Coronakrise voll da
war.

Inflation is here to stay

Doch  die  der  Inflation  entgegenwirkenden  Faktoren  sind  aus  mehreren
Gründen praktisch erschöpft. Erstens hat sich der Weltmarktzusammenhang
weiter verändert. Die infolge von Corona synchronisierte globale Rezession
hat  nicht  nur  massive  Finanzmittel  erfordert  und  die  Verschuldung  von
Staaten  und  Unternehmen  dramatisch  gesteigert.  Das  Ausbleiben  eines
raschen und deutlichen Aufschwungs führt nun dazu, dass die Verschuldung
und auch Ausdehnung von Unternehmen, die ohne Finanzhilfen eigentlich
längst bankrott sein müssten, die gesamtwirtschaftliche Produktivität und
damit auch die Profitraten und die Akkumulation drücken.

Hinzu kommt, dass infolge von Corona bis heute Zulieferketten unterbrochen
sind, Mangel an Rohstoffen und Vorprodukten beeinträchtigen zusätzlich die
Produktion und dämpfen damit die Profite. China fällt als Wachstumsmotor
aus, Handelskriege und Protektionismus werden ebenso zur Normalität, wie
die  Zurückverlegung  von  Produktionsketten  in  die  imperialistischen
Kernländer. Der Krieg um die Ukraine, der Kampf um die Neuaufteilung der
Welt  und  die  Tendenz  zur  Blockbildung  (Deglobalisierung)  wirken
unmittelbar  verschärfend  auf  diese  Entwicklung.

Sollte es nicht zu einem raschen und starken Wachstum, fußend vor allem
auf  steigenden  Investitionen,  kommen,  droht  tatsächlich  auch  in  den
imperialistischen Zentren die  Rückkehr  der  Stagflation (Kombination von
Stagnation und Inflation, die einander wechselseitig verstärken).



Für die Massen führt die sinkende Kaufkraft zu einer Einschränkung ihrer
Konsummöglichkeiten.  Die  ärmeren,  schlechter  bezahlten  und  sozial
unterdrückten  Teile  der  Klasse  sind  hiervon  besonders  hart  und  rasch
betroffen,  also  prekär  und/oder  Teilzeitbeschäftigte,  Aufstocker_Innen,
Arbeitslose,  Rentner_Innen,  Jugend,  Frauen,  Migrant_Innen,  Geflüchtete.
Wenn  nicht  erfolgreiche  Lohnkämpfe  geführt  werden,  kann  die
Kapitalist_Innenklasse ohne den Lohn auf dem Papier senken zu müssen eine
Erhöhung der Ausbeutungsrate durchsetzen.

Deutsche Gewerkschaften und ihre Antwort

Hier machen sich die geringen Abschlüsse – also faktisch Lohnverzicht – der
letzten Jahre und in der Regel extrem lange Laufzeiten von 2 Jahren und
mehr dramatisch bemerkbar. Noch dramatischer ist jedoch die Lage für alle
Lohnabhängigen,  die  nicht  beschäftigt  sind:  Die  Renten  sind  mit  5,5  %
weniger als die Inflation gestiegen. Gleiches gilt für Sozialleistungen oder
den Mindestlohn.

Die  Gewerkschaftsbürokratie  gibt  ebenso  wie  die  Spitzen  von  SPD  und
Linkspartei  auf  diese  Entwicklung  keine  Antwort.  Ihr  ganzes  politisches
Repertoire  besteht  darin,  leere  Appelle  an  den  Staat  und  die
„Sozialpartner_Innen“  zu  richten.  Vom  Bruch  mit  der  Routine  des
Tarifrundenrituals,  selbst  von  der  allgemeinen  und  koordinierten
Aufkündigung der bestehenden Verträge, wollen sie nichts wissen – schon
gar  nicht  von  einem  politischen  Kampf  und  politischen  Streiks  für  alle
Lohnabhängigen.  Und  das,  obwohl  (oder  weil?)  die  allgemeine
Preissteigerung  die  Unzulänglichkeit  und  Untauglichkeit  der
sozialpartnerschaftlichen  und  rein  tarifpolitischen  Antwort  des
Gewerkschaftsapparates offenbart. Für die Masse der Arbeiter_Innenklasse
führt sie unwillkürlich zu Verzicht und massivem Verlust an Kaufkraft.

Welche Antwort?

Dabei  käme den Gewerkschaften eigentlich eine Schlüsselrolle  im Kampf
gegen die Preissteigerungen zu. Die Millionen organisierten Arbeiter_Innen
stellen jene unverzichtbare Kraft dar, die ein Programm durchsetzen kann,



das verhindert, dass die Inflation auf die Lohnabhängigen abgewälzt wird.
Dazu müssen folgende Forderungen erkämpft werden:

Automatische Anpassung der Löhne,  Gehälter,  Einkommen an die
Preissteigerung.  Diese  muss  von  Kontrollausschüssen  der
Beschäftigten,  Gewerkschaften,  Rentner:innen  und  Erwerbslosen
kontrolliert  werden.
Finanzierung  durch  massive  Besteuerung  von  Vermögen  und
Unternehmensgewinnen.  Al le  Enteignungen  müssen
entschädigungslos und unter Arbeiter_Innenkontrolle stattfinden zur
Reorganisation  der  Produktion  im  Interesse  der  Massen  und
ökologischer  Nachhaltigkeit.

Tari fkämpfe  sol l ten  als  Mittel  genutzt  werden,  um  massive
Entgelterhöhungen  möglichst  branchenübergreifend  durchzusetzen  und
Kampforgane aufzubauen.  Doch sie  reichen nicht.  Sie  müssen als  Mittel
verstanden werden, alle Lohnabhängigen für einen gemeinsamen politischen
Klassenkampf, letztlich für einen politischen Massenstreik zu sammeln. Diese
Bewegung muss sich auf Aktionskomitees in den Betrieben, Büros, aber auch
in  den  Stadtteilen  und  Gemeinden  stützen,  um  auch  Arbeitslose  und
Rentner_Innen,  Jugendliche  und  Studierende  zu  einer  Kampfeinheit  zu
formieren.

Inflation, Stagnation und Krise gehen Hand in Hand. Ihre Lösung erfordert
die  Verbindung  der  Mobilisierung  gegen  Preissteigerungen  mit  der
Eigentumsfrage und der sozialistischen Umwälzung. In diesem Rahmen erst
ergeben  Übergangsforderungen  wie  die  gleitende  Skala  der  Löhne
(automatische Anpassung an die Inflation) und Arbeiter_Innenkontrolle ihren
eigentlichen Sinn – als Schritte im Kampf für eine zukünftige Gesellschaft.



Markiert  der  Ukrainekrieg
wirklich  eine  Zeitenwende  der
kapitalistischen Gesellschaft?
Von Jonathan Frühling

Olaf Scholz verkündet in seiner Grundsatzrede am 27. Februar 2022 vor dem
Bundestag,  dass  mit  dem  Ukrainekrieg  eine  Zeitenwende  unserer
Gesellschaft  und Wirtschaft  eingeleitet  wurde.  Doch was meint er damit,
bzw. was meinen Revolutionär_Innen, wenn sie heute davon sprechen, dass
der Kapitalismus in eine neue Phase eingetreten ist?

Grundlagen

Zunächst einmal ein paar grundsätzliche Dinge: Wir leben im Kapitalismus,
d.h. einer Wirtschafts- und Gesellschaftsform, in der die Produktionsmittel
(Firmen,  Grund  und  Boden  und  Immobilien)  in  Privatbesitz  sind.  Diese
Privatbesitzer_Innen  lassen  Arbeiter_Innen  an  ihren  Produktionsmitteln
arbeiten und beuten diese so für ihren Profit aus. Der Staat organisiert und
verteidigt  dieses  System.  Seit  Konzerne  international  agieren  und  die
gesamte  Welt  untereinander  aufgeteilt  haben,  sind  wir  zudem  mit
Weltwirtschaftskrisen  und  Weltkriegen  konfrontiert.  Die  Phase  des
Imperialismus  war  angebrochen.  Daran  hat  sich  seit  Beginn  des  20.
Jahrhunderts  nichts  wesentlich  geändert.

Trotzdem ist  die  Behauptung,  dass  es  Krieg  und  Krise  ja  schon  immer
gegeben habe und sich alles schon wieder verbessern werde,  falsch und
gefährlich.  Natürlich bewegt sich das kapitalistische System in dem hier
angedeuteten  Rahmen.  Jedoch  bleibt  die  Zeit  natürlich  nicht  stehen.
Vielmehr  unterliegt  der  Kapitalismus  als  ein  System  von  extremen
Widersprüchen  zwangsläufig  einer  Entwicklung  (wenn  auch  nicht  zum
Guten).  Die Entwicklung in der momentanen Phase soll  hier verdeutlicht
werden.
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Inflation

Inflation bezeichnet die langfristige Steigerung der Preise in den meisten
Sektoren der Wirtschaft. Während Inflation in den Halbkolonien schon lange
ein  Problem ist,  schien  sie  in  den  imperialistischen  Ländern  lange  Zeit
verschwunden zu sein.

Diese  Entwicklung  ist  jedoch  endgültig  vorbei.  Durch  die  Rezession
(Rückgang der Wirtschaftsleistung) zu Beginn der Coronapandemie stieg die
Staats-  und  Unternehmensverschuldung.  Das  Ausbleiben  eines  Booms
danach sorgt jetzt dafür,  dass die Verschuldung die Wirtschaft allgemein
hemmt. Zudem sind die Lieferketten nach wie vor beeinträchtigt, weshalb
Produkte nicht zum selben Preis wie vor Corona gefertigt werden können.
Auch  China  fällt  diesmal,  anders  als  nach  der  letzten  Wirtschaftskrise
(2007/8)  aufgrund  von  Coronaausbrüchen  und  eigenen  wirtschaftlichen
Problemen als  Wachstumsmotor  aus.  Handelskriege,  Protektionismus und
Blockbildung  (z.B.  in  Folge  des  Ukrainekrieges)  sorgen  für  eine  De-
Globalisierung,  welche  zusätzlich  verschärfend  auf  die  Inflation  wirkt.

Wahrscheinlich  stehen  wir  am  Anfang  einer  Stagflation,  also  einer
Kombination von Stagnation (Stopp des Wirtschaftswachstums) und Inflation,
welche sich gegenseitig verschärfen. Für die Masse der Bevölkerung führt
die Inflation zu einer massiven Senkung ihrer Kaufkraft.  Arme Menschen
werden  davon  besonders  stark  betroffen.  Die  Folge  ist  eine  massive
Verarmung  von  Millionen  von  Menschen  weltweit.

Der Ukrainekrieg und die politischen und wirtschaftlichen Folgen

Der  schwindende  Einfluss  Russlands  in  Osteuropa  durch  die  Nato-
Osterweiterung und den pro-westlichen Putsch in der Ukraine haben den
russischen  Imperialismus  dazu  motiviert,  mit  militärischen  Mitteln  das
Kräfteverhältnis zu seinen Gunsten zu verändern. Aus dem schnellen Sieg
wurde jedoch nichts und es entwickelte sich ein verlustreicher Krieg für
beide  Seiten.  Zwar  kämpfen  keine  Nato-Soldat_Innen  in  der  Ukraine,
allerdings ist die Nato mit der Lieferung von Waffen im Wert von über 100
Mrd. US�$, der Ausbildung der ukrainischen Armee und der Bereitstellung



von Satellitenbildern und Geheimdienstinformationen und der Verhängung
tiefgreifender Sanktionen längst zu einer kriegführenden Partei geworden.

Die  Sanktionen  haben  weitreichende  Folgen  für  beide  imperialistische
Blöcke. Zum einen heizen sie die Inflation weiter an, da für beide Seiten
Rohstoffe und Produkte ausfallen, die nicht zum selben Preis ersetzt werden
können. Zum anderen findet eine wirtschaftliche Entflechtung zwischen den
beiden Blöcken statt. Westliche Firmen stellen ihr Russlandgeschäft ein und
umgekehrt.  Die  Länder  werden  dadurch  wirtschaftlich  unabhängiger
voneinander. Das wiederum macht eine direkte militärische Konfrontation in
Zukunft  wahrscheinlicher,  da  die  wirtschaftlichen  Kosten  eines  solchen
Kampfes damit leichter für die kriegführenden Länder zu kompensieren sind.

Auch sicherheitspolitisch hat  der  Krieg Europa in  Bewegung gesetzt.  So
wollen  die  vormals  blockfreien  Staaten  Finnland  und  Schweden  nun  im
Eilverfahren  der  Nato  beitreten.  Der  EU-  und  Nato-Beitritt  der  Ukraine
wurde zwar schon lange diskutiert, gilt nach einem ukrainischen Sieg nun
aber als sehr sicher.

Doch nicht nur in Europa hat der Ukrainekrieg die Blockbildung verschärft.
Durch  die  Isolation  Russlands  versucht  beispielsweise  Kasachstan  (ein
traditioneller  Verbündeter  Russlands)  unabhängiger  von  Russland  zu
werden, weil das Land Angst hat, durch die enge Verbindung mit Russland
selbst isoliert zu werden. Indien (ein Feind Chinas und deswegen in den
letzten Jahren immer engerer Verbündeter der USA, aber traditionell auch
ein Partner Russlands) wird von den USA gedrängt, gegen Russland Position
zu beziehen.

Umweltkrise – Point of no return

Besonders prominentes Thema der vielfältigen Umweltkrisen ist natürlich die
Klimaerwärmung. Trotz diverser Lippenbekenntnisse steigen jedoch die CO2-
Emissionen  und  verschärfen  das  Problem.  Der  Ausstieg  aus  fossilen
Brennstoffen und Atomkraft rückt durch den Ukrainekrieg in Europa in noch
weitere Ferne. In der Folge werden Ökosysteme zerstört und Land aufgrund
von Wassermangel unfruchtbar. Verarmung, Gewalt um die verbleibenden



Quellen und die Destabilisierung ganzer Regionen hat deshalb (vor allem in
Afrika) massiv zugenommen.

Auch das Artensterben erreicht riesige Ausmaße, die Abholzung von Wald,
Umweltverschmutzung, die Störung des Nitratkreislaufes, Überfischung usw.
usw. haben bedrohliche Ausmaße angenommen. Das alles ist zwar nicht neu,
allerdings werden mittlerweile Millionen Menschen davon direkt betroffen,
was durchaus eine neue Etappe in der Entwicklung des Problems darstellt.

Fazit

Es lässt sich darüber streiten, ob der Krieg in der Ukraine eine Zeitenwende
markiert.  Jedoch  ist  der  Kapitalismus  eindeutig  in  eine  neue,  noch
krisenhaftere  Phase  eingetreten.  Zwar  haben  viele  Entwicklungen  schon
vorher  ihren  Anfang  genommen,  der  Ukrainekrieg  hat  sie  jedoch
verschnellert und verstärkt. Das lässt sich vor allem über die Blockbildung
sagen, die manche Bündnisse festigt,  andere zerstört,  wieder andere neu
bildet. Das geht auch mit einer massiven, weltweiten Aufrüstung einher, bei
der  das  100  Mrd.�Paket  Deutschlands  und  sein  Ziel ,  2  %  der
Wirtschaftsleistung  für  das  Militär  auszugeben,  stellvertretend  gesehen
werden  sollte.

(Handels-)Kriege  und  die  immer  noch  ungelöste  Coronakrise  heizen  die
Inflation weiter an und zerstören die Lebensgrundlage von Millionen von
Menschen. Viele Staaten, vor allem Halbkolonien, werden dadurch extrem
instabil, wie sich z.B. am Libanon oder an Sri Lanka zeigt. Zudem werden die
wirtschaftlichen Probleme des Kapitalismus immer schwerwiegender und die
Mittel, diese zu bekämpfen immer unbrauchbarer. Die Diskussion zwischen
niedrigen  Leitzinsen  (Zinsen,  zu  denen  sich  die  Banken  bei  den
Zentralbanken Geld leihen können), welche die Inflation anheizen, und hohen
Leitzinsen, die zu einer Rezession führen können, zeigen an, wie eng der
Spielraum  für  eine  Verbesserung  der  wirtschaftlichen  Situation  im
Kapitalismus ist.  Zudem wird die irreparable Zerstörung unserer Umwelt
durch die kapitalistische Wirtschaft immer augenscheinlicher.

Das Alles macht eine revolutionäre Lösung auf all diese Probleme notwendig.



Das Handeln der Zentralbanken, die Beschlüsse der UN-Klimagipfel oder die
kapitalistische „Krisenlösung“ haben sich längst  als  eine Fortsetzung der
Katastrophen entpuppt. Wir müssen international gegen das Kapital und ihre
Regierungen vorgehen. Wie kann das besser gehen, als mit der Klasse der
Lohnabhängigen,  die  überall  dieselbe  Unterdrückung erleidet,  aber  auch
überall  die  Macht  hat,  diese  zu  bekämpfen?  Wieso  lokale  symbolische
Aktionen machen, wenn heute schon weltweit Arbeiter_Innen demonstrieren
und  streiken,  um  die  Krise  in  ihrem  Interesse  zu  lösen?  Nur  eine
international  geeinte  Arbeiter_Innenbewegung,  die  lokale  Kämpfe  mit
sozialistischem  Internationalismus  verbindet,  hat  die  Macht  etwas  zu
verändern!

Nakba-Tag  –  5  Fragen  5
Antworten
Von Leila Cheng, Mai 2022

Am 15. Mai ist der Tag der Nakba. Ein Tag, an dessen Gedenken wir uns
betei l igen  wol len  und  an  dessen  Kampf  der  unterdrückten
Palästinenser_Innen  wir  anknüpfen  wollen.

Aber was ist überhaupt die Nakba und warum sollten wir ihr1.
Gedenken?

Nakba = Katastrophe und beschreibt die Vertreibung der palästinensischen
Bevölkerung aus dem historischen Gebiet Palästina mit der Gründung des
Staates Israel am 14. Mai 1948 und dem Krieg der umliegenden Staaten
gegen  Israel  am  folgenden  Tag,  den  Israel  als  Begründung  für  die
Vertreibung  nutzte.  Die  Lage  hat  sich  im  historischen  Gebiet  Palästina
seitdem natürlich  verändert.  Gegen  die  Vertreibung  von  ca.  5  Millionen
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P a l ä s t i n e n s e r _ I n n e n  ( Q u e l l e :
https://de.wikipedia.org/wiki/Palästinensisches_Flüchtlingsproblem*) und die
Kolonialpolitik  Israels  gab  es  zwei  große  Aufstände  (Intifadas).  In  Folge
dessen  entstand  die  Idee  der  2  Staaten  Lösung,  also  dass  ein
palästinensischer  und  ein  israelischer  Staat  gegründet  wurden.  Diese
scheiterte  jedoch.  Heute  gibt  es  nur  noch  „autonome“  palästinensische
Gebiete, den Gazastreifen und das Westjordanland. Diese werden aber immer
weiter  verdrängt  durch  die  Siedlungspolitik  und  militärischen  Angriffe
Israels.

Doch  warum  vertreibt  und  diskriminiert  Israel  die2.
Palästinenser_Innen?

Der  israelische  Staat  baut  auf  der  Ideologie  des  Zionismus  muss  auf.
Zionismus sagt aus, dass Jüd_Innen für ihre Befreiung und als Schutzraum
gegen  Antisemitismus  einen  bürgerlichen  Staat  für  sich  bräuchten.  Aus
diesem Prinzip heraus glauben Zionist_Innen, dass es einen Staat mit einer
mehrheitlich  jüdischen  Bevölkerung  braucht.  Damit  rechtfertigen  sie  die
Vertreibung der palästinensischen Menschen aus ihrem Land. So gibt es nur
für mehrheitlich jüdische Menschen Staatsbürger_Innenrechte in Israel. Eine
Minderheit  von größtenteils  muslimischen Palästinenser_Innen werden im
Land  zwar  geduldet,  jedoch  systematisch  diskriminiert,  z.B.  von  rechten
Zionist_Innen aus ihren Häusern geworfen, angegriffen oder von staatlichen
Behörden  entrechtet  und  als  Bürger_Innen  zweiter  Klasse  behandelt.
Deswegen bezeichnet sogar schon Amnesty International nach bestimmten
internationalen  Prinzipien  Israel  als  Apartheidsstaat.  (Quelle:
https://www.amnesty.org/en/latest/campaigns/2022/02/israels-system-of-apar
theid/**)

Aber das ist  nicht  alles.  Auch in dem palästinensischen Autonomiegebiet
Westjordanland findet israelischer Kolonialismus statt. Siedler_Innen siedeln
sich  dort  an  und  versuchen  auch  mit  Waffengewalt  die  einheimische
Bevölkerung immer mehr zu vertreiben, dadurch wird das Westjordanland
immer  kleiner.  Außerdem erschießt  das  Militär  wahllos  palästinensische
Menschen oft mit vorgeschobenen Begründungen. So wie erst vor ein paar
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Tagen  die  bekannte  Journalistin  Schirin  Abu  Aqla  des  palästinensischen
S e n d e r s  A l - D s c h a s i r a  ( Q u e l l e :
https://www.jungewelt.de/artikel/426409.bewaffnet-mit-einer-kamera.html).
Gleichzeitig haben es die Menschen im Jordanland noch schwerer, weil die
Fatah  und  die  durch  sie  dominierte  palästinensische  Autonomiebehörde
komplett von Israel gekauft wurden und kaum noch Widerstand gegen die
Entrechtung leisten. Zudem stecken sich führende korrupte Politiker_Innen
der Fatah alle internationalen Hilfsgelder in ihre Taschen, weshalb nicht
mehr viel bei der einfachen Bevölkerung ankommt.

Der Gazastreifen ist wirklich autonom von Israel, jedoch sind dort viel zu
viele  Menschen  auf  engem  Platz  eingepfercht  und  vom  Rest  der  Welt
abgeschottet.  Dort  herrscht  die  islamistische  Hamas.  Um  sich  vor  der
Bevölkerung  zu  legitimieren,  leisten  sie  scheinbaren  „Widerstand“  und
schießen  recht  ziellos  Raketen  nach  Israel,  wenn  Israel  wieder
Palästinenser_Innen  angreift,  die  aber  fast  alle  vom  israelischen
Raketenabwehrsystem abgefangen werden. Israel schießt deutlich effektiver
Raketen zurück, zerstören Häuser und tötet Tausende damit.

Wie ist die aktuelle Lage im historischen Gebiet Palästina?3.

Im letzten Monat während des Ramadans (dem muslimischen Fasten) kam es
vermehrt  zur  Eskalation:  Im  Westjordanland  wurden  mehrere  Menschen
erschossen, einige unorganisierte Palästinenser_Innen verübten Anschläge in
Israel und die israelische Polizei griff palästinensische Demonstrationen in
Jerusalem an. Daraufhin kam es auch zu vereinzelten Raketenschüssen von
und  in  den  Gazastreifen.  Weiterhin  marschierten  rechte  Zionist_Innen
zusammen mit  der  israelischen Armee ins  Westjordanland und besetzten
neue Gebiete. Außerdem wurde die für muslimische Menschen sehr wichtige
Al-Aksa-Moschee  in  Jerusalem  erneut  angegri f fen  (Quel le:
https://www.jungewelt.de/artikel/424890.provokation-auf-westbank.html).
Die Lage ist jetzt erstmal wieder ein bisschen entspannter geworden, aber
mit  der  Ermordung der  Journalistin  im Westjordanland (siehe vorheriger
Abschnitt) könnte es sich wieder zuspitzen.
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Letztes Jahr hatte es eine starke militärische Eskalation gegeben und sehr
viel  Zerstörung  durch  Israel  in  Gaza.  Dieser  Krieg  war  ausgebrochen
aufgrund eines brutal niedergeschlagenen Aufstandes der palästinensischen
Bevölkerung in Sheikh Jarrah in Jerusalem, die sich gegen die Vertreibung
aus ihren Häusern und den Angriff rechter Zionist_Innen auf die Al-Aksa-
Moschee wehren wollten.

Kann der Zionismus Jüd_Innen von Antisemitismus befreien?4.

Nein,  natürlich nicht.  Rassismus und Antisemitismus als  besondere Form
davon  werden  ja  erst  durch  den  Kapitalismus  und  bürgerliche
Nationalstaaten  erzeugt.  So  kann  natürlich  kein  bürgerlicher  Staat  die
Jüd_Innen  vom  Antisemitismus  befreien.  Der  Kapitalismus  braucht  den
Antisemitismus zum einen als Südenbock in Krisenzeiten (z.B. in Form von
Verschwörungstheorien), um die Arbeiter_Innenklasse zu spalten und einen
anderen vermeindlichen Feind als die Kapitalist_Innen zu erzeugen. Und ein
bürgerlicher Staat ist immer pro kapitalistisch, denn er stellt das Interesse
das Gesamtkapitals auf nationaler Ebene dar. Deswegen ist es auch kein
Wunder, dass Israel Antisemitismus nicht bekämpfen kann, sondern ihn nur
durch  Rassismus  gegen  Muslime  und  arabische  Menschen  zu  ersetzen
versucht.  Diesen bekommen dann in  Israel  sogar jüdische Menschen ab.
Natürlich  geht  der  Zusammenhang von Kapitalismus  und Antisemitismus
noch viel  weiter,  jedoch lässt  sich das  nicht  in  so  einem kurzen Artikel
erklären.  Wenn  ihr  euch  mehr  dafür  interessiert,  empfehlen  wir  euch
unseren  Artikel  zu  „Was  ist  Antisemitismus  und  wie  kann  er  bekämpft
werden?“  oder  den  etwas  längeren  aber  sehr  guten  Revolutionären
M a r x i s m u s - B a n d  5 1  z u  A n t i s e m i t i s m u s
(https://arbeiterinnenmacht.de/2019/09/12/antisemitismus-zionismus-und-die-
frage-der-juedischen-nation/).

Doch  was  i s t  aus  unserer  S icht  d ie  Lösung  des5.
Nahostkonfliktes?

Wie wir schon gehört haben scheiterte die Zwei-Staaten-Lösung, denn die



israelische Siedlungspolitik ist gnadenlos und rassistisch. Deswegen sind wir
für  eine  sozialistische  Einstaatenlösung,  wobei  weder  Jüd_Innen  noch
Muslim_Innen diskriminiert werden. Ein sozialistisches und säkulares und
geeintes  Palästina  ist  also  das,  was  wir  anstreben.  Dafür  bräuchte  es
allerdings einen gemeinsamen Kampf der israelischen und palästinensischen
Arbeiter_Innenklasse gegen die israelische Apartheid, den US-Imperialismus,
der  diese  aus  ökonomischen  Interessen  stützt  und  das  dahinterstehende
Kapital. Bis dieser Kampf möglich ist, gilt es in Israel für eine starke linke
und antizionistische Opposition einzutreten.  Außerdem stehen wir an der
Seite  des  palästinensischen  Volkes  und  ihrem  Kampf  gegen  den
Kolonialismus und die Vertreibung Israels mit all ihren Facetten. Deswegen
unterstützen wir  den Widerstandskampf,  wo wir  können,  auch wenn wir
natürlich Kritik an der Korruption durch die Fatah und der reaktionären
Politik der Hamas. Nichtsdestotrotz stehen wir als Kommunist_Innen an der
Se i te  a l ler  Unterdrückten  Vö lker  der  Wel t ,  a l so  auch  der
Palästinenser_Innen.

Deshalb stellen wir folgende Forderungen auf:

Hoch  die  internationale  Solidarität,  für  die  Solidarisierung  aller
Linken  und  Arbeiter_Innen  wie  Unterdrückten  mit  dem
palästinensischen  Widerstandskampf
Gegen Waffenlieferung an Israel und gegen die Unterstützung des
israelischen Kolonialismus‘
Für  eine  gemeinsamen  Kampf  für  ein  sozialistisches-säkulares
Palästina (Einstaatenlösung)
Gemeinsamer Kampf aller Unterdrückten und Ausgebeuteten gegen
Antisemitismus, Rassismus und ihre Ursache den Kapitalismus

*„Das Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästina-Flüchtlinge im Nahen
Osten (UNRWA) definiert (weltweit einzigartig) nicht nur die aus Palästina
geflohenen und vertriebenen Araber, sondern auch ihre anderswo geborenen
Nachkommen in väterlicher Linie als palästinensische Flüchtlinge. Derzeit
zählt es rund fünf Millionen Menschen dazu, darunter auch im und nach
dem Sechstagekrieg 1967 geflohene Palästinenser. Rund 1,5 Millionen davon
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leben in 58 von der UNRWA verwalteten Flüchtlingslagern (Palestine refugee
camps) in Jordanien, Syrien, im Libanon, Gazastreifen und Westjordanland.
Die übrigen 3,5 Millionen leben in Orten der arabischen Gastländer, oft in

der Nähe der Flüchtlingslager.[2] Als Staatenlose besitzen sie dort meist keine
staatsbürgerlichen Rechte und werden als Minderheit teilweise systematisch
diskriminiert.“

** „Amnesty International’s new investigation shows that Israel imposes a
system of oppression and domination against Palestinians across all areas
under its control: in Israel and the OPT, and against Palestinian refugees, in
order to benefit Jewish Israelis. This amounts to apartheid as prohibited in
international law.“

Was  ist  eigentlich
Radikalfeminismus?
von Leonie Schmidt

Im Januar kam es zu Angriffen von Radikalfeministinnen auf die Grünen-
Abgeordnete  Tessa  Ganserer,  da  sie  eine  trans  Frau  ist  und  über  die
Frauenliste der Grünen in den Bundestag einzog. Dieser Shitstorm wurde
unter anderem angeführt von der EMMA, der Zeitung von Alice Schwarzer.
Man beschwerte sich darüber, dass es „biologischen Frauen“ so schwerer
gemacht  würde,  in  die  Politik  zu  kommen,  Tessa  Ganserer  wurde  ihre
Identität abgesprochen und für ihr Aussehen beleidigt. Auch selbsternannte
Linke zogen mit. Das ist eine Entwicklung, die in den letzten Monaten vor
allem  online  immer  sichtbarer  wird:  Radikalfeministinnen  greifen  trans
Personen an und versuchen Transfeindlichkeit innerhalb der Linken wieder
salonfähig  zu  machen.  Dieser  Artikel  soll  einen  Überblick  über  die
theoretischen  Grundsätze  und  Fehlanalysen  dieser  Strömung  geben  und
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aufzeigen, warum eine revolutionäre marxistische Bewegung sich klar gegen
diese positionieren muss.

Aber was ist überhaupt Radikalfeminismus?

Der  Radikalfeminismus  ist  eine  Strömung  des  bürgerlichen  Feminismus,
welche sich in den 60er-70er Jahren entwickelte. Die Anhängerinnen kamen
aus der Neuen Linken und der Bürgerrechtsbewegung und kritisierten, dass
ihre Unterdrückung auch innerhalb der linken Bewegungen, genauso wie in
der  restlichen  Gesellschaft  anhielt.  Somit  prägten  sie  den  Slogan  „Das
Private ist politisch.“ Anhängerinnen des radikalen Feminismus behaupten,
dass die Unterdrückung von Frauen die erste und primäre Unterdrückung sei
(im Gegensatz zur kapitalistischen Ausbeutung durch Besitzverhältnisse), sie
machen  ihre  erlebte  persönliche  Erfahrung  zur  Politik.  Relevante
Themengebiete der radikalfeministischen Theorie beziehen sich stark auf den
weiblichen  Körper,  bspw.  Abtreibung,  sexualisierte  Gewalt,  Prostitution,
Schönheitsideale.  Wenngleich  sie  Geschlechterrollen  als  das  eigentliche
Problem  anerkennen  und  sie
diese abschaffen wollen, haben sie nicht grundsätzlich einen revolutionären,
antikapitalistischen Ansatz, sondern sind
viel mehr auf einer sehr individuellen Ebene politisch aktiv. Zu Gute halten
kann man der  Bewegung,  dass  sie  die  gesellschaftsdurchdringende  rape
culture in eine breite Öffentlichkeit getragen hat und dass ihre Forderungen
nach Abschaffung der Geschlechterrollen zumindest etwas radikaler sind, als
für andere bürgerlichen Feminismen üblich.

Doch der Radikalfeminismus hat aus unserer Sicht viele Fehlanalysen und
Probleme. Der eigentliche Hauptfeind laut ihrer Theorie ist der Mann, doch
inzwischen greifen sie auch immer mehr trans Personen an. Das geht so weit,
dass
RadFems in Großbritannien bspw. trans Personen auf Demos angreifen und
von diesen verweisen wollen, oder eben wie bspw. bei Tessa Ganser, online
shitstorms und Hassattacken lostreten.

Doch woher kommt diese Ablehnung von trans Personen?



1. Radikalfeministischer Materialismus
Wenngleich  sie  von  einem  materiellen  Weltbild  ausgehen,  hat  für  sie
Materialismus eine andere Bedeutung als für Marxist_Innen: materialistisch
bedeutet in ihrem Sinne so etwas wie sichtbar, anfassbar etc., während der
Materialismus im marxschen Sinne sich auch auf den Zusammenhang von
unserem Sein und Bewusstsein bezieht. So sagen wir, dass das Denken der
Menschen,  und schließlich auch die  sexistische Rollenverteilung aus  den
materiellen Verhältnissen der Gesellschaft entsteht. Das würden RadFems
ablehnen,  denn  ihre  Analyse  der  Frauenunterdrückung  beinhaltet  unter
anderem essentialistische Ansätze.

2. Essentialismus und Ursprung der Frauenunterdrückung
Doch was ist Essentialismus? In diesem Kontext bedeutet es, dass Dingen
eine  ihnen  tieferliegende  Eigenschaft  zugeschrieben  wird,  welche  immer
automatisch vorhanden ist. So schreiben Radikalfeministinnen Männern und
vor  allem  ihren  normativen  Genitalien  –  Penissen  –  ein  innewohnendes
Bedürfnis nach Unterdrückung „biologischer Frauen“ nach. Auch wenn das
teilweise abgestritten wird,  ist  es doch offensichtlich,  da sich viele ihrer
Kritiken  gegen  trans  Personen  auf  die  Existenz  „eines  Penisses  in
Frauenräumen“ fokussieren und in der Analyse der Frauenunterdrückung
davon ausgehen, dass diese auch schon vor Klassengesellschaften aufgrund
ihrer Biologie unterdrückt wurden. Das ist  jedoch eine falsche Annahme,
denn  Körperlichkeiten  der  binären  Geschlechter  sind  ein  Mittel  der
Frauenunterdrückung, jedoch nicht ihr Grund. Aus einer marxistischen Sicht
gehen wir davon aus, dass
der  Grund  für  die  Frauenunterdrückung  im  Besitzverhältnis  der
Produktionsmittel  liegt  und  durch  das  Idealbild  der
bürgerlichen  Familie  aufrechterhalten  wird.  Das  bedeutet,  dass  die
Reproduktion  der  Ware  Arbeitskraft  (Erziehung,
Hausarbeit, Care Arbeit etc.) ins Private gedrängt wird und somit für die
Kapitalist_Innen kostenlos von Frauen erledigt
wird. Darauf bauen die Geschlechterrollen auf, die trotz der Liberalisierung
der bürgerlichen Gesellschaft weiterhin
aufrechterhalten  werden.  Daraus  erklärt  sich  auch trans  Unterdrückung,
denn trans Personen können nicht in die herkömmlichen Geschlechterrollen



gepresst werden und stellen diese damit in Frage

3. Geschlechtsidentität, soziales und biologisches Geschlecht
Radikalfeministinnen leugnen die  Existenz  einer  Geschlechtsidentität  und
behaupten, das soziale Geschlecht sei
gleichbedeutend mit  Geschlechterrollen.  Somit  bleibt  nur das biologische
Geschlecht als Basis der Theorie. Wenngleich
wir  ebenfalls  die  starre  Unterteilung  von  biologischem  und  sozialem
Geschlecht  ablehnen,  welche  von  Judith  Butler
geprägt wurde, tun wir dies aus anderen Gründen: für uns ist das Geschlecht
eine multifaktorielle Kategorie, bestehend
aus verschiedenen Aspekten,  die sich gegenseitig bedingen aber auch in
einem Widerspruch zueinander stehen. Wir
denken, dass das biologische Geschlecht durchaus existent ist,  allerdings
begreifen wir es als Spektrum zwischen den
binären Polen (männlich und weiblich). Diese beiden Pole werden durch die
körperlichen Merkmale, und dem Verhältnis von Testosteron und Östrogen,
bestimmt.  Doch  sowohl  die  körperlichen  Merkmale,  als  auch  die
Geschlechterunterschiede durch Hormone entwickelten sich auch mit den
Klassengesellschaften.  So  stieg  der  Östrogenanteil  aller  Geschlechter
beispielsweise, und sank damit der Muskelaufbau, sobald die Menschen nicht
mehr in der Natur um ihr tägliches Überleben kämpfen mussten. Und auch
mit  der  jahrtausendelang  anhaltenden  Frauenunterdrückung  und  deren
Drängung in die Hausarbeit und Kindererziehung sank der Testosteronanteil
der Frauen, ihre Brüste wuchsen und ihr Muskelaufbau ging zurück. Hier
entstanden sowohl Geschlechterklischees,
als  auch  körperliche  Unterlegenheit  nicht  von  Natur,  sondern  aus  der
Unterdrückung der Klassengesellschaft, an die sich die Natur anpasste. So
ist  das  biologische  und  soziale  Geschlecht  eng  verbunden  mit  den
gesellschaftlich auferlegten Geschlechterrollen, aber es gibt außerdem eine
Geschlechtsidentität,  welche  aus  dem  Verhältnis  zwischen  biologischem
Geschlecht und sozialem Geschlecht bzw. Geschlechterrollen entsteht und
durchaus im Widerspruch zu diesen stehen kann. Die Geschlechtsidentität
existiert also und wird sogar durch die Klassengesellschaft,  insbesondere
dem Kapitalismus bedingt.  So  schrieb  der  Wissenschaftler  John D’Emilio



beispielsweise  in  „Capitalism  and  Gay  Identity“,  dass  der  Aufstieg  des
Kapitalismus die materiellen Grundlagen für die Ergründung von Identität
liefere. Als sich die Produktion immer mehr aus dem häuslichen Kontext in
den  der  Fabriken  und  anderer  Arbeitsplätze  verlagerte,  gewannen  die
Menschen  die  Möglichkeit,  ihr  Leben  auch  außerhalb  der  bürgerlichen
Familie zu führen. Vorher konnte man zwar ein Mann sein,  der Sex mit
Männern  hatte,  aber  die  politische  und  persönliche  Kategorie  „schwul“
existierte  nicht.  Ein  ähnlicher  Prozess  ist  im  Hinblick  auf  die
Geschlechtsidentität  zu  beobachten.

4. Transfeindlichkeit und verschiedene Strömungen des Radikalfeminismus
Aus dieser theoretischen Grundlage und ihren Falschannahmen kommen die
Radikalfeministinnen zu ihrem Ausschluss
von  trans  Personen,  da  sie  ihre  Geschlechtsidentität  als  nicht  existent
erachten und sie somit auch nicht respektieren
wollen.  Al lerdings  gibt  es  auch  hier  verschiedene  Grade  an
Transfeindlichkeit.  Manche  akzeptieren  noch  binäre  trans  Personen  und
verleugnen nur die Existenz nicht-binärer trans Personen (Menschen, die
sich keinem der zwei Pole
männlich oder weiblich zuordnen wollen),  da diese angeblich die binären
Geschlechterrollen für cis Personen verfestigen würden, indem sie für sich
selbst  zusätzliche  Rollen  schaffen  und  somit  die  Richtigkeit  der  binären
Geschlechterrollen auf cis Personen bestätigen würden. Manche schließen
trans  Männer  in  ihren  Feminismus  mit  ein,  da  sie  sie  weiterhin  als
biologische Frauen sehen, andere grenzen sie aus, mit der Begründung, sie
wären einfach misogyn und würden deswegen ihren Körper hassen. So oder
so:  Transfeindlichkeit  ist  im  Rahmen  des  anti-sexistischen  Kampfes  zu
verurteilen.  Nicht  binäre  trans  Personen  und  trans  Personen  ohne
körperliche Dysphorie sind genauso trans wie binäre trans Personen und
ebenso in den Befreiungskampf zu inkludieren.

Wie  bereits  dargestellt,  gibt  es  auch im Radikalfeminismus verschiedene
Theorien und Ausprägungen. Manche sind
zutiefst kleinbürgerlich wie bspw. Alice Schwarzer, andere extrem radikal
(aber immer noch kleinbürgerlich) im Sinne,



dass  sie  jegliche sexuelle  oder  romantische Interaktion mit  Männern als
Kooperation mit dem Unterdrücker (Mann)
ansehen,  wieder  andere  versuchen  sich  positiv  auf  den  Marxismus  zu
beziehen, aber scheitern daran, da sie behaupten,
Frauen wären eine eigene Klasse und zusätzlich wäre zum Klassenkampf ein
eigener Geschlechterkampf nötig. Frauen
sind jedoch keine eigene Klasse, da sie nicht alle den gleichen ökonomischen
Bedingungen unterliegen und somit auch
nicht alle die gleichen Klasseninteressen vertreten können. Beispielsweise
können Frauen der Bourgeoisie zwar von körperlicher Gewalt betroffen sein
(und das ist auch zu verurteilen), aber durch ihren Status sind sie weniger
ökonomisch  abhängig  und  können  sich  bspw.  von  den  Aufgaben  der
Reproduktionsarbeit  freikaufen,  indem sie Servicepersonal  einstellen,  was
Frauen des Proletariats niemals könnten. Das gemeinsame Klasseninteresse
zur Aufhebung der Frauenund LGTBIA-Unterdrückung ist dafür aber eines,
was die Arbeiter_Innenklasse hat.  Somit  kann der Kampf der patriarchal
Unterdrückten nur ein gemeinsamer der Arbeiter_Innenklasse sein.  Denn
erst  die  sozialistische Revolution wird die  materiellen Grundlagen dieser
Unterdrückungsformen und das Patriarchat aulösen können. Somit brauchen
wir eine massenhafte, multiethnische Bewegung aller Unterdrückten unter
Führung der Arbeiter_Innenklasse.

Wir fordern:

Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit, kontrolliert durch Ausschüsse
der arbeitenden Frauen. Gewerkschaften müssen
verstärkt  auf  die  Organisierung  von  Frauen  hinarbeiten  und
Kampagnen  für  diese  Forderung  durchführen

Organisierte Selbstverteidigung von Frauen gegen sexistische und
sexualisierte Übergriffe, auch gemeinsam mit anderen unterdrückten
Gruppen und der  Arbeiter_  Innenbewegung.  Keine  Frau darf  der
Gefahr von Vergewaltigung und Missbrauch ausgeliefert werden.

Schutzräume und Beratungszentren für  Betroffene häuslicher und
sexistischer Gewalt und familiärer Unterdrückung



Für  die  Vergesellschaftung  der  Hausarbeit  –  kostenlose  und
flächendeckende Kinderbetreuung, Wäschereien
in Wohnblocks und Kantinen in Betrieben, Stadtteilen und Dörfern.

Für  das  Recht  auf  medizinische  Geschlechtsangleichung  an  die
soziale  Geschlechtsidentität  –  kostenfrei  und  ohne  unnötigen
bürokratischen  Akt!

Gegen  eine  erzwungene  Einteilung  von  Mann  und  Frau.  Es  gibt
Menschen, die können oder wollen sich nicht klar einem der beiden
Geschlechter zuordnen.

Gegen die  Plicht  das  eigene Geschlecht  in  ofiziellen Dokumenten
anzugeben! Für den Ausbau an Unisex-Orten im öffentlichen Raum,
wie Toiletten oder Umkleiden!

Zurückdrängung aller Formen der Rollenklischees, Diskriminierung
und Ausgrenzung in der Jugend und Arbeiter_Innenklasse

„Sprache  formt  Wirklichkeit“  –
Ist das so?
Von Gosha Aurora und Felix Ruga

Sprache ist ein facettenreiches, sich stetig veränderndes Werkzeug, um uns
anderen  Personen  mitzuteilen  und  ermöglicht  so  erst  die  Entwicklung,
Übertragung und den Austausch von Ideen und Konzepten. Da wir nicht per
Gedankenübertragung  kommunizieren  können,  hilft  uns  die  Sprache,
anderen  Menschen  unsere  abstrakten  Ideen  und  Gefühle  zugänglich  zu
machen. Diese Sprache hat sich über lange Zeit entwickelt, die Gesellschaft
hat die Sprache geformt und die Sprache wirkt gleichzeitig auch auf unsere
Gesellschaft zurück. Die verwendete Sprache hat Einfluss darauf, wie etwas
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auf uns wirkt und uns beeinflusst. Ein gut untersuchtes Beispiel dafür ist die
gendergerechte  Sprache.  Aus  zahlreichen  Studien  geht  hervor,  dass
Personen bei Verwendung des generischen Maskulinums (verallgemeinernde
Benutzung männlicher Formen) auch öfter an männliche Personen denken.
So  nennen  Befragte  bei  der  Frage  nach  „Lieblings-Sängern“  z.B.  fast
ausschließlich männliche Personen. Wird stattdessen z.B. nach „Lieblings-
Sänger_Innen“  gefragt,  so  ist  der  Anteil  an  genannten  Sängerinnen  viel
höher.  Diese gendergerechte Sprache sorgt  also  dafür,  dass  Frauen und
andere Identitäten sichtbarer gemacht werden, als durch Verwendung des
generischen Maskulinums.  Diese  höhere  Sichtbarkeit  kann Mädchen und
Frauen dabei  bestärken,  sich  bestimmte Aufgaben eher  zuzutrauen oder
Ziele  zu  verfolgen  und  kann  damit  in  individuellen  Lebensläufen  eine
wichtige Rolle spielen und damit auch gesellschaftlich wirken.

Doch was sind die Grenzen von Sprache?

Hierfür ist die Betrachtung des Verhältnisses von Basis und Überbau sehr
praktisch und gehört zu den marxistischen Basics. Jede Gesellschaft muss
produzieren, um zu überleben. Produktion von notwendigen Gütern ist die
Grundlage dessen, warum Menschen überhaupt miteinander leben und leben
müssen und hat  deswegen schon immer eine  absolute  Ausnahmerolle  in
unserem  Zusammenleben  gespielt.  Deswegen  bezeichnet  man  die
gesellschaftlichen Verhältnisse in der Produktion auch als „Basis“. Menschen
produzieren  aber  nicht  nur  miteinander,  sondern  haben  noch  unzählige
andere Tätigkeiten, Institutionen und Ebenen wie Kunst, Kultur, Religion,
Wissenschaft und (staatliche) Verwaltung. Diesen Stehen auf die ein oder
andere  Art  und  Weise  in  aktivem  Bezug  zur  Basis.  Am  Beispiel  der
Verwaltung erkennt man auch, dass sie einerseits unbedingt notwendig ist,
um  eine  nennenswerte  Produktion  aufrechtzuerhalten,  andererseits  aber
immer  den  Vorgaben  der  Produktion  gehorcht.  Die  Produktion  gibt  die
Rahmenbedingungen und gesellschaftlichen Bedürfnisse vor, weil sie eben
das notwendige im menschlichen Zusammenleben ist. Und so ähnlich ist es
auch  mit  der  Sprache:  Sprache  oder  das  Sprechen  selbst  ist  nicht
lebensnotwendige Produktion. Es ist aber absolut notwendig zum Planen,
Entwerfen  und  Absprechen  im  Arbeitsprozess  und  je  ausgefeilter  und



produktiver der Mensch arbeitet,  desto mehr Zeit hat er auch, komplexe
Dinge zu besprechen. Und je komplexer die Produktion, desto komplexer ist
die Arbeitsteilung und damit auch die Gesellschaft.  Und eine komplexere
Gesellschaft braucht eine komplexere Sprache, um beschrieben zu werden
und  zu  funktionieren.  Sprache  und  Produktion  befruchten  sich  also
gegenseitig, die Produktion nimmt aber dabei die Grundlage ein. Es ist der
ursprüngliche Zweck. Daraus kann man schon mal ziehen, dass zwar durch
die Sprache die Art und Weise verändert werden kann, wie wir die Welt
betrachten und welchen Blick wir  auf  soziale Verhältnisse haben,  jedoch
entstehen Begriffe nicht im luftleeren Raum, sondern sie müssen auch einen
Bezug zur tatsächlichen Umgebung haben, damit sie überhaupt entstehen
und verständlich sind. Außerdem können dadurch materielle Mauern nicht
unmittelbar „wegdefiniert“ werden. Es macht also für die Menschen, die an
Europas Außengrenzen ausharren müssen, keinen Unterschied, ob sie von
unseren Politiker_Innen nun als „Flüchtende“ oder „Asylanten“ bezeichnet
werden.  Und ob nun jetzt  mehr  oder  weniger  Leute  in  der  Gesellschaft
gendergerechte  Sprache  benutzen,  wird  den  Chef  nicht  davon  abhalten,
Frauen  durch  schlechtere  Bezahlung  überauszubeuten.  Die
Machtverhältnisse im Betrieb oder in der bürgerlichen Familie werden durch
eine  veränderte  Sprechweise  nicht  fundamental  angegriffen.  Wenn
Reaktionäre weiterhin ihre Privilegien ausnutzen wollen, wird Sprache daran
nichts ändern können.

Aber welche Rolle spielt die Sprache in unserem Kampf?

Einige Kommunist_Innen lehnen einen Kampf  um Sprache ab,  indem sie
sagen, dass es ja eh nur zum Überbau gehört und man etwas an der Basis, an
den  materiellen  Verhältnisse  verändern  muss,  um  zu  einer  besseren
Gesellschaft zu kommen. Die Idee ist erstmal nicht verkehrt, denn tatsächlich
reicht  es  nicht  aus,  die  Sprache  allein  zu  verändern,  denn  erst  die
Überwindung  aller  Unterdrückungsverhältnisse  kann  unterdrückerischer
Sprache  ein  Ende  bereiten.  Aufgrund  dessen

lehnen  manche  beispielsweise  gendergerechte  Sprache  ab.  Wir  müssen
jedoch den Kampf um eine bessere Welt und die bewusste Benutzung von
Sprache zusammen denken. So kann man Sprache als Werkzeug in unserem



Kampf  sehen.  Eine  respektvolle  und  inklusive  Sprache  vermittelt,  dass
ansonsten diskriminierte Menschen bei uns gesehen werden, dass ihr Kampf
auch unser Kampf ist. Das Benutzen von unterdrückerischer Sprache kann
hingegen reaktionäre Sichtweisen wecken und Menschen abstoßen.  Doch
gerade  die  Diskriminierten  und  Unterdrückten  brauchen  wir  in  den
Bewegungen für materielle Verbesserungen! Darüber hinaus ist es wichtig,
das Kampffeld Sprache

zu  erkennen  und  in  unserem  allgemeinen  Klassenkampf  einzubinden.
Begriffe  können  Sichtweisen  enthalten  und  transportieren,  die  einerseits
inhaltlich  (Terrorist_In  vs.  Freiheitskämpfer_In),  als  auch  durch  implizite
Wertungen  (Geflüchtete  vs.  Asylanten  oder  Arbeitslose_r  vs.  Hartz4-
Empfänger_In)  stark  verschieden  sind.  So  kann  die  Wahrnehmung  von
bestimmten  Ereignissen  und  Gruppen  durch  sogenanntes  „Framing“
verändert  werden.  Insbesondere  die  Neue  Rechte  nimmt  dies  als  ein
wichtiges  Kampffeld  wahr  (z.B.  durch  Begriffe  wie  „Corona-Diktatur“).
Hingegen  ein  positives  Beispiel  aus  der  jüngeren  Zeit  ist  der  Begriff
„Klimakrise“, der vor Allem durch FFF massiv verbreitet wurde. Wenn dieser
Begriff in einer Debatte oder einem Artikel auftaucht, transportiert er auf der
Stelle: „Es gibt ein Problem und dieses Problem drängt!“. Die Entstehung
eines  solchen  Begriffs  ist  nicht  selbstverständlich:  Er  muss  durch
Bewegungen erkämpft werden, damit er in der Gesellschaft benutzt wird und
ihn  auch  alle  so  verstehen,  dass  er  noch  fortschrittlich  ist.  Feindliche
gesellschaftliche  Kräfte  werden  versuchen,  ihrerseits  konkurrierende
Interpretationen oder Begriffe zu produzieren. Dadurch gibt es zwischen den
Klassen und politischen Lagern einen ständigen Kampf um die Sprache, die
den  eigentlichen  Kampf  in  der  Gesellschaft  abbildet  und  rückwirkend
beeinflusst.  Wir  sollten  uns  also  in  kampfkräftigen  und  hörbaren
gesellschaftlichen  Bewegungen  darum  bemühen,  bestimmte  Begriffe  zu
entwerfen und zu verbreiten, um unsere Sichtweisen leichter zugänglich und
intuitiver zu machen. Gerade in einer Welt, in der ein ganzes Argument in
einen Tweet mit 280 Zeichen passen muss, ist es gut, wenn in einem einzigen
Wort schon eine ganze Argumentation steckt.



Corona  und  Querdenken:  Von
gesellschaftlicher
Durchseuchung  und
Hygienemaßnahmen
von Linda Loony

Schaltet  man  den  Fernseher  oder  das  Radio  ein,  so  fällt  auf,  dass  der
thematische Dauerbrenner „Corona“ weitestgehend abgelöst wurde. In der
Tagesschau  bekommt  selbst  der  Wetterbericht  inzwischen  beinahe  mehr
Sendezeit  als  die  Berichterstattung  rund  um  Hygienemaßnahmen  und
Pandemieverlauf  und  die  knappe  Zusammenfassung  des  täglichen
Infektionsgeschehens wird in den Ohren der pandemiemüden Zuhörer_Innen
nahezu  bedeutungslos.  Hört  man  sich  in  seinem  Umfeld  um,  haben
vermutlich viele bereits den Faden verloren, welche Maßnahmen eigentlich
gelten  –  aber  Corona ist  doch vorbei,  oder?  Zumindest  scheint  dies  die
zentrale  Botschaft  zu  sein,  die  mit  der  Aufhebung  nahezu  aller
Beschränkungen nach dem sogenannten „Freedom Day“ am 20. März gerade
von der Regierung propagiert wird. Obwohl die Zahlen der Neuinfektionen in
Deutschland täglich neue Rekorde erreichen, lautet die Devise „Zurück zur
Normalität“.  Statt  effektiver,  kurzzeitiger  Shutdowns  und  dauerhaftem
Schutz  durch  gezielte  Hygienemaßnahmen,  entschied  sich  die
Bundesregierung  längst  dafür,  geld-  und  ressourcen-„sparend“  das
Pandemietreiben  sich  selbst  zu  überlassen.

Durchseuchung und Profite statt Gesundheitsschutz

In  den  letzten  Monaten  wurde  durch  die  verhängten  Maßnahmen  der
Regierung  immer  offensichtlicher,  dass  es  hierbei  vor  allem  um  die
kurzfristige Verhinderung wirtschaftlicher Einbußen geht, die stets das Wohl
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der Bevölkerung zu überwiegen scheinen. So ist es bspw. bereits üblich, dass
in der Schule nur bestätigte Covid-erkrankte Schüler_Innen isoliert werden –
nicht aber ihre direkten Banknachbar_Innen oder engen Kontaktpersonen.
Gleiches gilt für das Arbeitsleben: Isoliert werden nur nachweislich erkrankte
Personen, für deren Haushaltsmitglieder wird hier keine Notwendigkeit mehr
gesehen,  sich  ebenfalls  zu  isolieren.  Die  Folgen  der  immer  weiter
zurückgenommenen  Maßnahmen  sind  deutlich  im  Infektionsgeschehen
sichtbar. So hat Deutschland laut der offiziellen Statistik der WHO aktuell die
weltweit  dritthöchste  absolute  Zahl  der  Neuinfektionen  pro  Woche
gemessen. Auch die Anzahl der durchgeführten PCR-Tests, die ein positives
Ergebnis lieferten, kletterte laut RKI seit Anfang dieses Jahres von ihren
üblichen rund 20% auf knapp 51%. Dies führt zu nie dagewesenen Anzahlen
von  Krankschreibungen.  In  ohnehin  schon  von  Personalmangel  und
Unterfinanzierung gebeutelten Bereichen wie der Pflege oder pädagogischen
Arbeit ist dies fatal. Auch die Annahme, mit der Omikron-Variante lediglich
einen leichten Schnupfen zu bekommen, verharmlost reale Folgen die das
Long-Covid-Syndrom und ignoriert vulnerable, aus gesundheitlichen Gründen
nicht  geimpfte  Gruppen.  Insgesamt  wurde  in  2  Jahren  Pandemie  kein
nachhaltiges,  internationales  Lösungskonzept  etabliert.  Sinnvolle  Schritte
wie  das  regelmäßige  und  niedrigschwellige  Testen,  der  unbeschränkte
Zugang  zu  PCR-Tests  oder  das  Tragen  von  Masken  werden  weiter
zurückgenommen. Statt die in der Gesundheitskrise deutlicher denn je zu
Tage getretene Unterfinanzierung von Gesundheitswesen,  Betreuung und
Bildung anzugehen, weil  es dazu angeblich nicht genug finanzielle Mittel
gebe,  müssen  wir  nun  zuschauen,  wie  von  denselben  Verantwortlichen
Milliarden für  den Krieg und die  Aufrüstung in  Rekordzeit  bereitgestellt
werden.

Die Nebelkerze “Impfkampagne”

Auch  wurde  bis  heute  das  wirksamste  Mittel  gegen  Corona  –  die
Schutzimpfung – in Deutschland, aber vor allem international unzureichend
eingesetzt.  Dabei  lässt  sich  die  Wirksamkeit  der  Impfung  im
Pandemiegeschehen deutlich beobachten: Die Sterblichkeit, auch wenn sie in
Deutschland mit 200-300 Menschen täglich noch immer erschreckend hoch



ist, sank in den letzten Wochen – zumindest in Relation zu der steigenden
Zahl der Erkrankten. Doch der Anteil der geimpften Bevölkerung bleibt seit
Februar auf dem Niveau von 76% und stieg seit November letzten Jahres
kaum mehr an. Auch die Zulassung des Hoffnungsträger-Impfstoffes Novavax
als  Alternative  zum  mRNA-Vakzin  brachte  nicht  den  gewünschten
Aufschwung  für  die  Impfkampagne.  So  bleibt  infolgedessen  auch  die
Diskussion um die allgemeine Impfpflicht heiß. Doch eine national begrenzte
Impfpflicht hilft uns aus einem globalen Gesundheitsnotstand, in dem vor
allem in den Halbkolonien weiter nur Impfquoten im unteren Prozentbereich
ermöglicht  wurden,  nicht  heraus.  Ohne  eine  international  gerechte
Verteilung der Impfstoffe, eine dafür notwendige Aufhebung der Patente und
die  Weitergabe  von  Produktionsanlagen  in  die  Halbkolonien  wird  das
Infektionsgeschehen  dort  weitertoben,  wodurch  neue  Virusvarianten
entstehen und sich erneut ausbreiten können. Somit bleibt die Pandemie ein
fortwährendes,  sich immer weitertragendes Problem und das  sogenannte
„Pandemiemanagement“  der  Regierung  eine  einzige  Niederlage  ohne
Perspektive.

Zwischen notwendiger Kritik und Leugnung von Notwendigkeiten

Wirft man einen Blick auf die Übersicht aller von Maßnahmen betroffenen
Bereiche der Gesellschaft und des täglichen Lebens, so fällt für Deutschland
rasch  eine  überproportional  hohe  Restriktion  für  das  private  Leben  der
Menschen auf. Während in Unternehmen und Schulen lediglich partiell mit
einschneidenden  Maßnahmen  reagiert  wurde,  waren  private
Zusammenkünfte, Bewegungsfreiheit oder bspw. die Nutzung von Sport- und
Begegnungsstätten  lange  Zeit  und  wiederkehrend  massiv  eingeschränkt
worden. Auch im internationalen Vergleich waren laut WHO in Deutschland
Beschränkungen in Betrieben und Schulen recht lasch. Es gibt also durchaus
berechtigte Kritik an den Maßnahmen der Regierung, die stets so ausgelegt
waren, dass sie den Großbetrieben ja keinen Schaden zufügen und vor allem
möglichst wenig Geld dafür in die Hand genommen werden musste. Doch
diese Kritik und der daraus erwachsende Unmut der Bevölkerung wurde
nicht durch eine starke linke Bewegung abgefangen und kanalisiert. Zwar
gab es bspw. mit ZeroCovid anfangs gute Initiativen, doch auch diese konnte



keinen Massencharakter entwickeln und verschwand nach relativ kurzer Zeit
w ieder  von  der  ö f fent l i chen  B i ld f läche .  So  wurde  es  den
Verschwörungsideolog_Innen  von  Querdenken  besonders  leicht  gemacht,
sich als angebliche Alternative zum desaströsen Pandemiemanagement der
Herrschenden zu inszenieren.

Der Bodensatz der Krisenpolitik

Bereits  vor  dem  Ausbruch  der  Coronapandemie  gab  es  einen
gesellschaftlichen Rechtsruck, welcher selbst eine unmittelbare Folge der
anhaltenden Weltwirtschaftskrise 2008 war. Im Windschatten dieser Krise
konnten  sich  rechtspopulistische  Parteien  und  rassistische  Bewegungen
erfolgreich  etablieren,  während  zeitgleich  der  Aufbau  einer  sozialen
Ant ikr isenbewegung,  getragen  von  den  Gewerkschaf ten ,
Arbeiter_Innenparteien  und  linken  Gruppierungen,  verpasst  wurde.  Die
widersprüchliche Politik der Herrschenden, die halbherzigen Lockdowns und
die  hierdurch  aufgeschobene  Notwendigkeit,  Maßnahmen  gegen  die
Ausbreitung des Coronavirus zu beschließen, welche jedoch größtenteils auf
den  privaten  Bereich  beschränkt  blieben,  sorgten  dafür,  dass  die
Querdenkenbewegung immer weiter an Zulauf gewinnen konnte. Während
die scheinbar harmlosen Kernthemen der Querdenker_Innen, die Kritik an
der Einschränkung von Grundrechten, die Ablehnung der Maskenpflicht und
von  Impfungen,  ihren  Teil  dazu  beitrugen,  dass  ihr  rechtes  Potential
unterschätzt wurde, hat sich die Querdenkenbewegung längst als rechtes
Sammelbecken entpuppt. Je länger der Zickzack-Kurs während der Pandemie
andauerte, desto mehr radikalisierten sich nennenswerte Teile der Bewegung
immer weiter und die Rechten konnten sich im Zuge dieser andauernden
Proteste  erfolgreich  weiter  aufbauen  und  führen  diese  mittlerweile  zum
Großteil  offen  an.  Auch  wenn die  Coronamaßnahmen nun  immer  weiter
zurückgefahren  werden,  ist  nicht  davon  auszugehen,  dass  die
Schwurbler_Innen  einfach  verschwinden.  Selbst  wenn  sich  Querdenken
endlich  “totläuft“,  bleibt  zu  befürchten,  dass  der  Schaden,  welche  die
massive verschwörungsideologische und in Teilen antisemitische Propaganda
der Rechten angerichtet hat, ein längerfristiges, anhaltendes Problem bleibt.
So  wie  PEGIDA  nicht  einfach  nach  der  sogenannten  „Flüchtlingskrise“



verschwunden ist, sondern im Gegenteil nachhaltig ein rassistisches Klima
und  einen  festen  Bodensatz  an  AfD-Wähler_Innen  produziert  hat  und
mittlerweile  mit  Querdenken  nahezu  fusionierte,  werden  auch  nach
Querdenken neue rechte Bewegungen immer wieder entstehen, solange wir
als Linke diesen nicht effektiv etwas entgegensetzen und den Nährboden, auf
dem solche erst entstehen können, den Kapitalismus, für immer austrocknen.

Deswegen fordern wir:

Freigabe der Impfstoffpatente international und eine internationale
Impfpflicht, um der Pandemie endlich wirksam entgegen zu treten,
das gilt auch für regelmäßige Auffrischungsimpfungen!

Schluss mit der Rücknahme aller Maßnahmen, vor allem denen, die
noch notwendig sind (wie z.B. kostenlose Tests oder Maskenpflicht).

Kostenlose Bereitstellung von PCR Tests überall, denn Schnelltests
stellen nun mal Omikron nicht fest.

Stellen wir uns den Rechten auf der Straße entgegen, und blockieren
wir ihre Demonstrationen!

Aufbau  einer  Antikrisenbewegung,  die  eine  antikapitalistische
Alternat ive  zur  Regierung,  aber  auch  zu  den  rechten
Verschwörungstheoretiker_Innen  darstellt!

Der Kassenbon als Wahlzettel –
Was bringt der Konsumboykott?
von Jona Everdeen

Wer  von  Konsumboykott  spricht  meint  in  den  aller  meisten  Fällen  den
bewussten Verzicht einer Masse auf bestimmte

https://onesolutionrevolution.de/der-kassenbon-als-wahlzettel-was-bringt-der-konsumboykott/
https://onesolutionrevolution.de/der-kassenbon-als-wahlzettel-was-bringt-der-konsumboykott/


Produkte,  um  damit  Missstände  in  der  Produktion  zu  beheben  oder
zumindest  anzugreifen.  Das  wohl  geläufigste  Beispiel  für  Konsumboykott
kommt aus  der  Tierrechtsbewegung,  deren  wichtigste  Kampfform es  ist,
Menschen davon zu überzeugen, dass der Konsum von tierischen Produkten
moralisch  verwerfl ich  ist  und  man  daher,  um  das  Leid  in  der
Massentierhaltung zu bekämpfen, aufhören sollte, Fleisch, Milch und Eier zu
essen.  Die  Logik  hinter  diesem  Aufruf  ist  relativ  simpel:  Der  eigene
Kassenbon sei eine Art Stimmzettel in der „Angebot-Nachfrage“-Ordnung des
Marktes,  die  als  Marktdemokratie  angesehen  wird,  in  der  die
Konsument_Innen bestimmen, was produziert wird. Die Idee ist,  dass der
bewusste  Verzicht  aller  auf  tierische  Produkte  dazu  führt,  dass  keine
tierischen  Produkte  mehr  produziert  werden  und  das  Tierleid  in  der
Massentierhaltung somit verschwindet. Doch was ist dran an dieser Idee?
Taugt sie als Massenkampfmittel und wenn ja, auch für andere Kämpfe, wie
zum Beispiel die Klimabewegung, deren Grünen-naher Flügel auf ähnliche
Mittel zur Bewältigung der Klimakrise setzt?

Das fehlende Gleichgewicht des Marktes

„Die Nachfrage bestimmt das Angebot!“ ist ein Argument, dass vor allem von
Liberalen genutzt wird, wenn sie von der Überlegenheit der Marktwirtschaft
schwadronieren  und  die  „Marktdemokratie“  als  Gegensatz  zur
„diktatorischen“ Planwirtschaft darstellen. Es ist somit ein Grundpfeiler der
neoliberalen Ideologie. Als Marxist_Innen haben wir eine
andere Einschätzung der Rolle von Angebot und Nachfrage. Die Produktion
liegt zeitlich wie logisch vor der Konsumtion, denn zuerst wird produziert
und dann konsumiert plus um zu konsumieren, muss produziert werden. Was
produziert  wird ,  ob l iegt  der  Wi l lkür  der  kapi ta l i s t i schen
Marktteilnehmer_Innen,  welche  auf  Basis  der  größtmöglichen
Profiterwartung produzieren. Dabei besteht definitiv ein Zusammenhang zur
Nachfrage, denn Produkte, die keinen realen Nutzen haben und die somit
niemand kaufen würde, werden nicht hergestellt. Jedoch gibt es hier zwei
Einschränkungen. Einerseits dass Nachfrage mit diversen Tricks künstlich
erzeugt werden kann, sei  es durch Werbung, die suggeriert,  man würde
bestimmte Produkte unbedingt zum Leben benötigen, durch Sonderangebot,



indem günstigere Preise die schwindende Nachfrage ausgleichen, oder auch
ganz einfach durch staatliche Regulierung. Ein gutes Beispiel für letzteres ist
der  Beschluss,  den  die  Milchlobby  im  Europaparlament  erst  kürzlich
durchsetzte und nach dem pflanzliche Milch nun nicht  mehr als  „Milch“
bezeichnet werden darf. Ziel dieses Manövers dürfte sein, die Nachfrage für
Milch  weiterhin  in  erster  Linie  auf  tierische  zu  lenken  und  damit  die
ökologischere,  gesündere  und  auch  in  ihrer  Produktion  günstigere
pflanzliche  Milch  aktiv  zu  sabotieren.  Andererseits  lässt  das  Bild,  das
Liberale  darstellen,  völlig  außer  Acht,  dass  es  einen  gigantischen
Unterschied in der Kaufkraft verschiedener gesellschaftlicher Schichten gibt
und  die  Produktion  selbstverständlich  nur  auf  kaufkräftige  Nachfrage
reagiert. In einer Klassengesellschaft, in der die reichsten 1% eine höhere
Kaufkraft haben als die ärmere Hälfte, besteht also das Problem, dass die
„Marktdemokratie“, selbst wenn man von einer entscheidenden Bestimmung
des  Angebots  durch  die  Nachfrage  ausgeht,  einem  massiv  ungleichen
„Zensuswahlrecht“ unterliegt und ein Multi-Millionär im Vergleich zu einer
Arbeiterin tausendmal mehr „Wahlzettel“ besitzt.

Und alle machen mit?

Der  Konsumboykott  setzt  nämlich  genau  dort  an,  wo  der  Einfluss  der
fortschrittlichen Klasse, des Proletariats, am geringsten ist: am Geldbeutel.
Das Proletariat als Klasse kann deswegen nicht das handelnde Subjekt für
den  Konsumboykott  sein,  zumindest  nicht  explizit.  Der  Logik  des
Konsumboykotts entsprechend wird nicht zwischen Klassen unterschieden,
im Gegenteil, denn alle Menschen konsumieren ja mehr oder weniger und es
wird  suggeriert,  jede_R  hätte  das  gleiche  Interesse,  unabhängig  der
Klassenzugehörigkeit. Alle Menschen hätten eine (moralisches) Interesse am
Ende des Tierleids, alle Menschen hätten ein (objektives) Interesse an der
Erhaltung des Planeten und alle Menschen hätten ein Interesse an einem
Ende der Ausbeutung von Menschen im globalen Süden.  Es wird jedoch
ausgeblendet, dass eben nicht alle Menschen das gleiche Interesse haben,
dass es eine herrschende Klasse gibt, die von der Ausbeutung der Menschen
im globalen Süden aktiv profitiert, die unter der Klimakrise deutlich weniger
zu leiden haben wird als das Proletariat und nach deren Logik Tiere eben nur



eine  Ressource,  ein  Mittel  zur  Profitmaximierung,  sind,  wie  Baumwolle,
Seltene Erden oder menschliche Arbeitskraft auch. Und diese herrschende
Klasse, in deren Privatbesitz sich nicht nur die Produktionsmittel befinden,
sondern deren Mitglieder auch in der angeblichen „Marktdemokratie“ per
Zensuswahlrecht exorbitant viel  mehr Stimmen haben als Arbeiter_Innen,
wird  von  Anhänger_Innen  des  Konsumboykotts  genauso  als  Subjekt
betrachtet  wie  die  unterdrückte  Klasse.

Zwar ist das Ziel des Konsumboykotts meist im Interesse der unterdrückten
Klasse, aber die unterdrückte Klasse hat, was finanzielle Mittel angeht, meist
keinen Spielraum, nach ihrem Gewissen ethisch zu konsumieren, sondern ist
darauf angewiesen, das zu nehmen, was der Geldbeutel eben hergibt. Wenn
das dann Fleisch aus Massentierhaltung ist oder T-Shirts, die von anderen,
noch  ärmeren,  Arbeiter_Innen  in  Bangladesch  oder  Indien  hergestellt
wurden, finden das die meisten Arbeiter_Innen vermutlich moralisch falsch,
haben aber keine andere Wahl als diese Produkte zu konsumieren, wenn sie
nicht  hungern und frieren  wollen,  weil  sie  nicht  das  nötige  Geld  haben
Biofleisch, vegane Ersatzprodukte oder Fairtrade-T-Shirts zu kaufen. Dabei
erweckt  der  moralistische  Aufruf  zum  Verzicht  auf  die  wenigen
Annehmlichkeiten, die man sich gerade so leisten kann, eher ein Gefühl von
Ohnmacht:  „Ich  kann  nicht  und  selbst,  wenn  ich  könnte,  bringt  es  mir
unmittelbar  nichts“.  Das  Proletariat  vereinzelt  sich  in  einzelne  kleine
Konsument_Innen und auch der Befreiungskampf selbst vereinzelt sich, denn
es kann keinen Konsumboykott gegen den Kapitalismus geben, sondern nur
gegen dieses oder jenes besonders problematische Produkt.

Kampf um Kontrolle

Dementsprechend kann der Konsumboykott selbst nur eine Randerscheinung
bleiben und ist nicht dazu in der Lage, eine gesellschaftliche Bewegung zu
entzünden.  Ein  Charakteristikum  von  wirkungsvollen  gesellschaftlichen
Bewegungen  ist  immer,  dass  sie  das  selbstbewusste  Interesse  einer
kämpfenden  Masse  artikulieren  und  diese  darin  bemächtigen.  Die
Vereinzelung und der Moralismus des Konsumboykotts sind genau dessen
Gegenteil.  Selbstverständlich  kann  der  Konsumboykott  am  Rande  einer
Bewegung eine gewisse Rolle spielen und ist absolut gesehen auch nicht



nutzlos, denn indirekt kann sich ja die Nachfrage auch auf die Produktion
auswirken. Man sollte den Opferwillen ehren und auch die allermeisten aus
unseren Reihen betreiben in irgendeine Richtung Konsumboykott, meist der
Verzicht auf (bestimmte) Tierprodukte. Es ist aber eine vor allem private
Angelegenheit  und  auf  keinen  Fall  Grundvoraussetzung  für  ein
fortschrittliches Bewusstsein. Die legitimen Interessen des Konsumboykotts
sollten  stattdessen  in  Form von  politischen  Forderungen  artikuliert  und
durch  eine  Bewegung  in  Schulen,  Unis,  Betrieben  und  auf  der  Straße
durchgesetzt werden. Eine Bewegung mit dem Ziel, dass tierisches Fleisch in
naher Zukunft vollständig durch Alternativen ersetzt werden, die günstiger,
ökologischer  und  frei  von  Tierleid  sind,  in  Höchstgeschwindigkeit
erneuerbare  Energien,  der  ÖPNV und  CO2-neutrale  Industrie  ausgebaut
werden und faire und gute Löhne für alle Arbeiter_Innen gezahlt werden.
Letzten Endes haben Arbeiter_Innen nämlich statt dem Geldbeutel ein viel
effektiveres Mittel, Veränderungen zu erzwingen, nämlich ihre Arbeitskraft.
Wenn  die  Arbeiter_Innen  in  der  Fleischindustrie  diese  niederlegen  und
bessere  Bedingungen  in  den  Fabriken  fordern  (und  gehören  bessere
Haltungsbedingungen  zwangsläufig  dazu),  werden  Tönnies  und  Co.
irgendwann  einlenken  müssen.  Wenn  die  Verkäufer_Innen  in
Kleidungsgeschäften sich mit ihren Kolleg_Innen in Bangladesch und Indien
international  zusammenschließen  und  gemeinsam die  Arbeit  niederlegen,
werden H&M und Co. keine Wahl haben, als bessere Arbeitsbedingungen
überall einzuführen. Und wenn schließlich das Proletariat die Schnauze voll
hat von Ausbeutung, Unterdrückung und voranschreitender Verelendung und
den  Kapitalismus  hinfort  fegt,  wird  eine  neu  entstandene  sozialistische
Planwirtschaft  in  der  Lage  sein,  all  unsere  legitimen  Interessen  in  der
Produktion nicht durch die scheindemokratische und machtlose Konsumtion
abzubilden,  sondern durch eine wahrhaft  demokratische Wirtschaft  unter
direkter  Kontrolle  der  Räte,  bei  der  alle  Menschen gleichberechtigt  und
direkt mitentscheiden können.


